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Deutschland-

Der Beginn der ,deutsch-polnischen Ver-

han dluug en über den Abschluß eines Handelsvertrages
liegt genau 2 Jahre zurück. Sie begannen am 1. März .1925,
und wenige Tage darauf überreichte die deutsche Delegation
der polnischen den Entwurf eines Handelsvertrages aus

30 Artikeln, von denen die ersten zehn die Frage der Einreise,
des Aufenthalts und der Niederlassung, die letzten zwanzig
die Zollsäize betrafen. Vom September 1925 ab wurden dann -

diese beiden Hauptgebiete der Verhandlungen in zwei ge-

LondertenKommissionen behandelt. Nach wie vor

. ildeten aber diese Verhandlungsthemen ein untrennbares

Ganzes. Auf deutscher Seite mußte man auf die gleichzeitige
Regelung der Zoll- und der Riederlassungsfrage in einem Ver-

trag um so mehr Wert legen, als die Niederlassung von Reichs-
deutschen und reichsdeutschen Firmen in Polen vielfach auf
Schwierigkeiten stieß. Die Verbindung der beiden Materien
im Handelsvertrag ist außerdem in den von Deutschland seit
dem Kriege abgeschlossenen Handelsverträgen durchaus üblich.

Der erste deutsche Entwurf des Handelsvertrages wurde

von der polnischen Seite abgelehnt; die Polen legten ihrerseits-
einen anderen Entwurf vor. Die an sich schwierigen Verhand-
lungen wurden wenige Monate nach ihrem Beginn durch. einen
von Polen herbeigeführten Zo l-l krieg belastet. Als näm-

lich am 15. Juni 1925 die Deutschland durch Art. 268b des

Versailler Vertrages und Art. 224 dies Genfer Abkommens
über Oberschlesien auferlegte Verpflichtung ablief, Kohle aus

PolnischsOberschlesien zollfrei einzuführen —- es handelte sich
um 500 000 t monatlich «——,forderten die Polen, daß Deutsch-
land diese Verpflichtung freiwillig weiter übernehmen sollte,
da während . der schwebenden Verhandlungen die Verhand-
lungsbasis nicht geändert werden dürfe, eine Forderung, die

offenbar vollkommen unbegründet war, da ja der Ablauf der

deutschen Verpflichtung automatisch erfolgte, also gar keine

Handlung Deutschlands vorlag. Als Deutschland die polnische

exForderungablehnte, hielten die Polen sich für«berechtigt,durch
infuhrverbote die durch die wegfallende Kohlenausfuhr ent-

stehende Verschlechterung ihrer Handelsbilanz auszugleichen,
d. h., den Zollkrieg zu eröffnen. Deutschland erwiderte mit

entsprechenden Maßnahmen. Polen hat dann in der Folge
noch wiederholt durch Einfuhrverbote und Prohibitivzölle seine
Einfuhr beschränkt, während Deutschland über seine anfäng-
lichen Gegenmaßnahmennicht hinausgegangen ist«

Den zweijährigen Verlauf der mühsamen und arbeits-

reichen deutsch-politischen Verhandlungen zu schildern, würde
zu weit führen. Das Ergebnis entsprach jedenfalls der außer-
ordentlichen Mühe nicht. Trotz einer gewisse-nAnnäherung
der beiderseitigen Standpunkte war man noch zu Anfang dieses
Jahres von einer Einigungsnoch weit entfernt.
Bei den Zollfragen spielte hierbei auf der polnischen Seite der
immer stärker ausgeprägtel Protektionismus eine Rolle. Polen
hatte durch eine außerordentlichscharfe gewaltsame Drosselung
seiner Einfuhr seine Handelsbilanz seit dem Herbst 1925 aktiv

gestaltet, fürchtete aber. nun, durch Einfuhrzugeständnisse die
Aktivität seiner Handelsbilanz und damit seine zum zweiten
Male devalvierte Währung erneut zu gefährden. Jn der

« Niederlassungsfrage wollte Polen nur einem beschränkten
Kreis von Reichsdeutschen das Riederlassungsrecht zugestehen,
teils aus ders-— durchaus unbegründeten —- Furcht vor einer

übermäßigen deutschen Einwanderung, teils aus Angst vor

einer wirtschaftlichen Überlegenheit des deutschen Elements.

Außerdem wollte Polen sich die Regelung des Fremdenrechts
durch innere Gesetzgebung vorbehalten, was natürlich den Wert
eines Vertrages über die gleiche Frage stark herabsetzen mußte.

Im Februar d. I. führte dann die mit der Riederlassungs-
- frage zusammenhängende A u s w e i s u n g s f r a g e zu einem

-, Konflikt,«der mit einer vorläufigen Aussetzung der

Handelsvertragsverhandlungen endigte.
Polen hat von jeher sehr stark darauf hingearbeitet, das

Deutschtum aus dem von Deutschland abgetretenen Gebiet

zu verdrängen und in der Tat hierbei auch erreicht, daß e twa

I»Million Menschen aus diesem Gebiet abge-
wand ert sind. Als Mittel zu diesem Zweck wandten die
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und polen
polnischen Behörden vielfach auch Ausweisungen an, die

natürlich nur gegen Reichsdeutsche oder solche Personen, die
die Polen als Reichsdeutsche ansahen, verfügt werden konnten.
Da diese Ausweisungen zu fortgesetzten Reibungen zwischen
den Regierungen beider Länder führten, versuchte die- deutsche
Regierung schon vor Jahren, eine Verständigung mit Polen
über die zu einer Ausweisung berechtigenden Gründe herbei-

s

zuführen, und schließlichgelang es im Jahre 1924, eine Abrede

dieser Art zustande zu bringen, wonach nur bestimmte, genau
präzisierteGründe der LästigkeitAusweisungen nach sich ziehen
konnten. Die Reibungen hörten auch nach dieser Verständi-
gung nicht auf, verminderten sich aber. Mit der Nieder-

lassungsfragewollte die deutsche Regierung nun auch die Aus-

weisungsfrage endgültig regeln, so wie dies beispielsweise in
dem deutsch-finnischen und in dem deutsch-schwedischen
Handelsvertrag geschehen ist. Die Polen gingen jedoch hierauf
nicht ein, ja, sie erklärten im Herbst v. J. sich durch die im

Ealhre1924 getroffene Vereinbarung nicht für gebunden zu
a ten. ·

In der Tat setzten etwa mit Ende vorigen Jahres A u s-

weisungen von Reichsdeutschen aus Polen wieder
in v e r st ä r k t e m M a ß e ein. Besonders betraf dies

Polnisch-Obersch1esien, wo der chauvinistische Wojewode Gra-

zynski den großen deutschen Erfolg bei den Gemeindewahlen
im November v. J. mit einer verstärkten Entdeutschungs-
politik beantwortete. Der Wojewode ging hierbei so weit,
daß er vier leitenden Beamte der- Oberschlesischen Kleinbahns
Gesellschaft, die seit 3—5 Jahren in Polnisch-Oberschlesien
ansässig waren, die weitere Aufenthaltserlaubnis mit der

alleinigen Begründung versagte, daß an ihre Stelle polnische
Beamte gesetzt werden sollten. »Er versuchte also nicht einmal,
diese Ausweisungen mit einer individuellen Tästigkeit zu recht-
fertigen. Man sah sich also auf deutscher Seite der unmöglichen
Situation gegenüber, daß mit Polen über das Auf-
enthaltsrecht von Reichsdeutschen verhan-
delt wurde, während Polen gleichzeitig
Reichsdeutsche willkürlich- als wirtschaft-
liche Konkurrenten abfchob.

Infolgedessen erhielt der deutsche Gesandte in Warschau
« Ende Januar, also noch vor der Bildung des neuen Kabinetts,-

die Weisung, die polnische Regierung um die Zurücknahme
dieser vier Ausweisungen zu ersuchen und sie gleichzeitig
darauf hinzuweisen, daß angesichts der systematischen Bestre-
bungen zur Verdrängung des Deutschtums inschesondere in

PolnischpOberschlesien die Aufrechterhaltung dieser Auswei-

sungen die Fortsetzung der Handelsvertrags-
verhandlungen auf das ernftkeste gefährden
würde. Die polnische Regierung zeigte sich aber diesen
Vorstellungen gegenüber unzugänglich. Auf Grund der Be-

ratungen einer Ehefbesprechung der beteiligten Ressorts vom

II. Februar teilte hierauf der deutsche Bevollmächtigte für die

Handelsvertragsverhandlungen, Staatssekretär a. D. Lewald,
dem polnischen Bevollmächtigten von Pradzynski in einem

Schreiben mit, daß die Reichsregierung die v o r l ä u f i g e

Aussetzung derin Berlin geführtenVerhand-
lun g en für geboten halte. Statt dessen sei zunächst zu ver-

suchen, die Frage der Ausweisungen und der hiermit zusam-
menhängenden Maßnahmen zu regeln. Eine Anregung zu
derartigen Verhandlungen über die Ausweisungsfrage hatte
der deutsche Gesandte in Warschau der polnischen Regierung
bereits Anfang Februar d. J. gegeben. Das Schreiben des

deutschen Bevollmächtigten drückte schließlich die Hoffnung
aus, daß diese Verhandlungen zu einem Ergebnis führen und

danach auch die Gesamtverhandlungen alsbald wieder aufge-
nommen werden würden.

, .

Wie aus diesem Schreiben hervorgeht, wird die Regelung
der Ausweisungsfrage von deutscher Seite nach wie vor als
ein Teil der im Handelsvertrag zu regelnden Fragen ange-
sehen. Nur aus praktischen Gründen, vor allem wegen des

Widerstandes der polnischen Delegation, sollen diese Spe-
zialv er h and l ung en auf diplomatischemWege in War-

schau geführt werden. -
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Diese Schritte der Reichsregierung lösten auf polnischer
Seite eine lebhafte Agitation aus, in der die Schuld
an der Krisis der Handelsvertragsverhandlungen Deutschland
zugeschoben werden sollte. Jn dieser Agitation, die besonders
in der französischenPresse ihren Widerhall «fand,wurde die

Ausweisung der vier deutschen Beamten als eine Bagatelle
hingestellt, die überdies mit den Handelsvertragsverhandlungen
nichts zu tun habe, während es sich in Wirklichkeit um ein

Glied einer Kette von Maßnahmen handelte, die der Tendenz
der gleichzeitigen deutsch-polnischen Verhandlungen ins Ge-

sicht schlugen. Es wurde gänzlich wahrheitswidrig behauptet,
eine Einigung bei den Verhandlungen sei in naher Aussicht
gewesen, es wurde Deutschland die Schuld am Beginn des

- Zollkrieges zugeschoben u. dgl. m.
,

«

Das Schreiben des deutschen Bevollmächtigten vom

12. Februar erwiderte der polnische Bevollmächtigte am

15. Februar. Er teilte in seinem Schreiben mit, daß die

polnische Delegation gemäß den Instruk-
tionen ihrer Regierung Berlin verlasse, gab
aber ebenfalls der Hoffnung auf den Wiederbeginn der Handels-
vertragsverhandlungen Ausdruck. Die von deutscher Seite

angegebenen Gründe für die Aussetzung der Verhandlungen

lägen außerhalb seiner Zuständigkeit,doch sei nach- Auffassung
seiner Regierung die Aussetzung der Verhandlungen nicht not-

wendig gewesen. Damit wird der polnischen Regierung die Ent-

scheidung über den positiven Vorschlag des deutschen Bevollmäch-
tigten, zunächst die Ausweisungsfrage zu klären, vorbehalten-

Diese Entscheidung der poln-"ischen Regie-
rung wird für die ertführung der deutsch-polnischen Han-
delsvertragsverhandlungen von großer Bedeutung sein. Hat
die polnische Regierung, wie sie das oft betont hat, den guten
Willen, zu einer Verständigung mit Deutschland zu"gelangen,
so wird sie das deutsche Angebot, die Ausweisungsfrage zu
regeln, nicht ablehnen können, zumal allein mit der Klärung
dieser Frage viel Konfliktstoff zwischen beiden Regierungen
aus der Welt geschafft wird. Lehnt die polnische Regierung
ab, so zeigt sie damit, daß das Bestreben, bei ihrer Entdeut-

schungspolitik freie Hand zu haben, stärker ist, als der Wille

zur Verständigung Von deutscher Seite ist von jeher und

auch in der jetzigen kritischen Situation der Wunsch und der

gute Wille vorhanden gewesen, die wirtschaftlichen Beziehun-
gen mit polen durch einen Handelsvertrag in der Weise zu
regeln, wie es den starken gemeinsameanteressen der beiden
Rachbarländer entspricht.

Die Aufgaben staatsbürgerlicherAufklärungsarbeit
Kundfitnk-Boriraa durch den Kölner Gender im Februar 1922.

Von Ministerialrat Dr. S trahl, Leiter der R. f. H.

Wohl niemals in seiner Geschichte sind in verhältnis-
mäßig kurzer Zeit Ereignisse in solcher Zahl und von solch
unerhörter, fast entwurzelnder Tragik über das deutsche Ge-

samtvolk hereingebrochen wie in den letzten anderthalb Jahr-
yehntem Selbst das Unglück des Zojährigen Krieges hat
nicht so an den Grundlagen der Existenz des ganzen Volkes

gerüttelt, da immer nur einzelne Gegenden von der Kriegs-
furie heimgesucht wurden und da in dem damals noch dünn-
besiedelten und vorwiegend agrarischen Land sich wenigstens
die wirtschaftlichen Schäden verhältnismäßig leicht ausgleichen
ließest Die Napoleonischen Kriege haben ganze Landesteile
Und ganze Schichten der Bevölkerung —- man denke z. B.

an den Musenhof in Weimar —- ziemlich unberührt gelassen.
SIFehaben gleichfalls nicht annähernd die wirtschaftlichen Zer-
rUttUUgen gebracht, die wir nach dem Weltkriege erlebt haben.

,

Wie ganz anders hat sich das Geschick unserer Zeit ent-

wickeltl Auf das Ungeheure Erlebnis des Krieges folgte der

pglltifcheUmsturz. Kaum hatten sich die inneren Verhältnisse
Weder einigermaßenberuhigt, da« trat als Folge des wider-
sinnigen Friedensdiktates mit seinen unerfüllbaren For-
derungen, der Zerreißung deutscher Landeund der weiterhin
andauernden Absperrung von der Welt, eine Vernichtung aller

Grundlagen der deutschen Wirtschaft und damit der materiellen

Vkraussetzungensur die Existenz unzähligek Deutscher ein.
Sie fand ihren Höhepunktin den Krisen der Jnflation und

Deflation,die uns unmittelbar vor das Chaos stellten. Noch
heute bilden Arbeitslosigkeit und bittere Rot bei uns —- aber
letzt »auchin den Ländern unserer ehemaligen Gegner ;- die

erfchütsekndenErgebnisse der blinden Zertrümmerung der

weltwlrtssllgftund des daraus refultierenden Zurückdrängens
des eur·0parschenEinflusses in der weitwirtschaft.

Mitten in dieser Zeit katastrophalen staatlichen und wirt-
scklgftltchenNiederbruchs ist das deutsche Volk vor die Auf-
gabe gestellt worden, sein schicksar in die eigene Hand zu
nehmens In einer Zeit, in der häufig nichts uns vom Chaos
JU, trennen schien, hat das deutsche vdtk

sich
die Grundlagen

seMesstaatlichen Lebens, seiner nationa en Einheit, seines
materiellen und wirtschaftlichen Daseins und seiner kulturellen

Wkrtestchernund neu schaffen müssenl Eine ungeheure ge-
fchlchtltcheVerantwortung war plötzlich auf den deutschen
Staatsbürgerübergegangen,eine Mitverantwortung für das

Wohl Und Wehe von Volk und Staat mußte von der Volks-

gesamtheit übernommen werden, die bis dahin nur regiert
worden war. Wenn einmal die Geschichtsschreibung einen

gewissen Abstand von dem Schicksal unserer Tage gewonnen
haben wird, der allein ein klares und unbeeinflußtes Urteil
verbürgtzso wird dies Urteil über die Leistungen des deutschen
Volkes in den Nachkriegsjahren sicherlich nicht zu seinen Un-

gunsten ausfallen. .
»

Über eins aber müssenwir uns auch heute noch völlig klar

sein: Wir leben noch immer sozusagen in einem Notbau. Jn
schwerster Zeit haben wir uns zwar die Grundlagen unseres
staatlichen Eigenlebens gerettet, und wir dürfen hoffen« daß
allmählich auch im Zusammenwirken der Völker Deutschland
wieder den ihm zukommenden Platz finden wird. Aber heute
noch stehen wir in der Welt unter Sonderrecht, unter dem-

Minderrecht eines besiegten und Jahre hindurch als moralisch
minderwertig bekämpften Volkes. Noch heute stehen fremde
Truppen — so Gott will, nicht lange mehr — auf deutschem
Boden. Noch heute leiden Millionen von Volksgenofsen unter
einer Verkümmerung des Selbstbestimmungsrechts der Völker,
das die sittliche und gerechte Grundlage und Voraussetzung
für das friedliche Zusammenleben der Völker bildet. Und
von wirtschaftlicher Gesundung sind wir noch immer weit

entfernt. Jn Stadt und Land leiden weite Kreise äußerste
Not. Erschütternd sind die Millionenziffern des Arbeitslosen-
heeres. Wir wollen uns ruhig eingestehen, daß. in der Hast,
mit der- wir unter dem Zwange der Not unsere staatlichen
Verhältnisse neu ordnen mußten, manche Fehler gemacht
worden sind, die sich jetzt auswirken, und die in ruhigen
Zeiten beseitigt werden müssen. «

·

-
«

Es sind also gewaltige probleme, vor deren Lösung
Deutschland auch heute noch steht, Probleme, deren Lösung —-

darüber muß Klarheit bestehen — ausschließlich von der

eigenen Kraft und der eigenen Einsicht des deutschen Volkes

abhängt. Nach dem- Umbau des Reiches ist jetzt jeder Staats-

bürger berufen, an der Lösung dieser Fragen mitzuarbeiten.
Mehr noch: dies Recht, die politischen Rechte des Staats-

bürgers im Volksstaate überhaupt, schließen in sich nicht nur

das Recht, sondern auch eine starke Verpflichtung 'zur Teil-

nahme am öffentlichen Leben. Sie belasten jeden einzelnen
«zu seinem Teil mit der Verantwortung für Leben und Fort-
schritt des Staates.

Möglichkeiten zur Geltendmachung seiner eigenen Auf-
fassungund seines eigenen Willens im staatlichen Leben werden

für jeden deutschen Staatsbürger verfassungsmäßigund prak-
tisch in mannigfacher Weise geboten. Es steht ihm nicht nur

»

durch das grundlegende Recht aller Staatsbürger, das Wahl-
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recht, eine Einflußnahme auf die gesetzgebendenKörper-
schaften im Reich und in den Ländern zu, sondern auch in der

provinziellen und kommunalen Selbstverwaltung, in der Be-

kleidung von richterlichen und verwaltungsmäßigen Ehren-
ämtern finden sich vielfache Betätigungsmöglichkeiten im

öffentlichen Leben. Der Zugang zu Staatsstellungen im

Reich und in Ländern ist für alle Schichten der Bevölkerung
wesentlich erleichtert. Nicht zuletzt finden weite Kreise des

Volkes mittelbar den Weg zur Einwirkung auf die staatlichen
Verhältnisse durch ihre Wirksamkeit in den großen politischen,
wirtschaftlichen und sozialen Organisationen.

Alle diese Funktionen, die dem Staatsbürger einen Ein-

fluß auf die Entwicklung des staatlichen Lebens gewähren,
setzen ein hohes Maß von politischer Reife des Volkes in seiner
Gesamtheit und von politischen Kenntnissen und politischer
Urteilsfähigkeit des einzelnen voraus, wenn das Staatswesen
reibungslos und präzis arbeiten soll.

»

Diese Vorbedingungen liegen für uns Deutsche nicht
günstig: die alten historischen Schattenseiten unseres Volks-

charakters, «Uneinigkeit, Eigenbrötelei und Rechthaberei haben
sich in den Jahren des Notleidens vielfach nicht abgeschwächt,
sie haben sich eher noch verstärkt. Es ist schließlich verständ-
lich, daß der Existenzkampf der jüngsten Zeit, der Kampf um

. die Selbsterhaltung und um die Erhaltung der sozialen und

wirtschaftlichen position bei Millionen von Einzelmenschen
und bei ganzen fchicksalsverbundenen Gruppen und Berufs-
schichten häufig zu kaltem Egoismus geführt hat. Es ist jetzt
an der Zeit, sich wieder auf das Gesamtinteresse zu besinnen.
Und nie dürfen die heroischen Opfer, die Millionen von Brü-

dern für Volk und Vaterland gebracht haben, vergessen werden.

Im ganzen hat aber leider die innere Zersplitterung, die

Schärfe der Meinungskämpfe, die Unerbittlichkeit der wirt-

schaftlichen und sozialen Auseinandersetzungen innerhalb des

eigenen Volkes eher zu- als abgenommen. Dies ist um so
bedenklicher, als.die Gesamtlage auch heute noch keineswegs
einen überflüssigen Kräfteverbrauch und Energieverlust
erlaubt.

,

Gibt es nun Mittel und Wege, diesen bedauerlichen
Zeiterscheinungen entgegenzuwirken und die Kräfte des Ge-

samtvolkes in einem einheitlichen Ziel zu sammeln?
Bevor man an diese Aufgabe herantritt, muß man sich

ihrer Schwierigkeit von vornherein um so mehr bewußt sein,
alses sich hier nur um die Möglichkeit einer Einwirkung auf
menschliche Eharaktereigenschaften und Triebe, also um psychos
logische Dinge handelt, die sich dem äußerlichen Einfluß ent-

ziehen. -Sicher wird es immer und in jedem Volke eine

große Zahl von personen geben, denen jeder Sinn für das

große Ganze abgeht und deren Eigensucht allen Vernunft-
gründen widersteht. Auf der anderen Seite steht aber die

überwiegendeMenge derer, die das Beste wollen und die viel-

fach nur deswegen irren, weil ihnen die richtige Kenntnis und

Erkenntnis, die festen Grundlagen für eine selbständige Ur-,
teilsbildung fehlen. Wer überhaupt an sein Volk glaubt;
muß die Hoffnung hegen, daß die Zahl dieser Volksgenossen
bei weitem. überwiegt.

Es gilt also zunächst,in den breitesten Kreisen-eine klare

Anschauung über das Wesen des Staate-s, in dem sie leben,
seiner Wirtschaft, von der sie leben, und seiner Kultur, mit
der sie leben, zu schaffen» Die Grundlagen und Grundsätze
der Verfassungen von Reich und Ländern, der Weg der Gesetz-
gebung, der Aufbau der Verwaltung, das geltende Recht, der

Stand der Finanzwirtschaft, die großen Probleme, die sich -

um die innere Einheit und die innere Stärke des Reichs, die

Gewaltenteilung zwischen Reich und Ländern drehen, müssen
zu allgemeinem Bildungsgut gemacht werden« Vergleiche
mit dem Verfassungsleben anderer Länder bieten Gesichts-
punkte dafür; wie unter selbstverständlicherBerücksichtigung
der deutschen Eigenart die Fortentwicklung unserer konstitu-.
—

«

Wein-sids ma eine pkokje ekst öffnet durch die das

eindringt was meta- als irdisch ist, so fängt der Mensch
schon an, geborgen zu sein, und bereitet steh eure umeke

»Ur-staat Wilhelm von Humholdt.·

—
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tionellen Einrichtungen denkbar ist. Ü er das Gebiet der
reinen und der vergleichenden Verfassungs unde hinaus ist es

auch notwendig, die großen theoretischen Fragen, die wir als

Grundlage der Politik überhaupt zu bezeichnen pflegen, und

die politischen Ideenkreise, die dem heutigen Staats- und Par-
teileben zugrunde liegen, zu erörtern. Dabei muß auch in

historischer Betrachtung das in der Vergangenheit Bewährte
mit den gegenwärtigen Zuständen verknüpft werden, um Blick-

punktesfür die Gegenwart und die zukünftige Entwicklung zu
finden. .

Nicht weniger wichtig sind die großen Fragenkomplexe,
die sich aus der Außenpolitik ergeben. Hier müssen immer

noch in grundlegender Weise die Bestimmungen des Versailler
Diktates behandelt werden. Es müssen die schweren Lasten
und Fesseln aufgezeigt werden, die die Bestimmungen von

Versailles in politischer Hinsicht dem deutschen Volke auf-
erlegt haben, und die Entwicklung, die die Reparationsbestims
mungen durch den Dawessplan gefunden haben. Dabei muß
die gewaltige Einbuße an Volksvermögen und an wirtschaft-
lichen Werten drinnen und in der· Welt draußen, vor allem

auch die- Schwächung unseres Volkskörpers und unserer Gren-

zen durch die Gebietsverluste in Nord und Ost und West nach-
gewiesen werden. Es gilt, weiterhin Grundlagen zu schaffen
für die Beurteilung unserer Beziehungen zu den früheren
Gegnern, deren Kenntnis Voraussetzung ist zur Urteilsbildung
über die gegenwärtige Weltlage, über Deutschlands Stellung
unter den Völkern und über die aktuellen politischen Fragen,
wie die Sicherheitsfrage, das Problem der Rüstung und Ab-

rüstung, die Neuordnung der Handelsverträge, die wirtschaft-
liche und politische Annäherung. Die entscheidenden hasen
der Außenpolitik, die durch die Abmachungen und espre-
chungen von Locarno, Genf und Thoiry gekennzeichnet werden,
müssenjedem deutschen Staatsbürger in ihren Hauptzügen be-
kannt sein. Aufklärung über den Völkerbund und seine Auf-
gaben sowie die deutschen Erwartungen, die sich an unsern
Eintritt in den Völkerbund knüpfen, muß immer wieder ein-

setzen. Eine allgemeine Kenntnis der weltpolitischen Lage
und Kräfteverteilung, besonders auch unserer Beziehungen
zum Osten, ja gewisse elementare Kenntnisse in der Auslandss
kunde überhaupt gehören zum politischen Rüstzeug des Staats-

bürgers. Vor allem muß das Interesse für die deutschen
Stammesgenossen jenseits der Grenzen, für das Grenz- und

Auslandsdeutschtum und das Brudervolk in Deutsch-Öster-
reich wachgehalten werden.
die Kriegsschuldfrage, die Bedeutung der Kolonialfragen für
das Deutsche Reich, sind politische Angelegenheiten, die jeden
Deutschen angehen.

«

Noch umfangreicher sind vielleicht die Kenntnisse, die der

deutsche Staatsbürger auf dem Gebiete der Wirtschafts- und

Sozialpolitik besitzenmuß, wenn er seine pflichten im öffent-
lichen Leben gewissenhaft erfüllen will. Außer der großen
Zahl von Tagesfragen, die hier dauernd an ihn herantreten,
muß er«im großen einen Einblick haben in die innere Ver-

flechtung der deutschen Wirtschaft, in die gegenseitige Abhän-
gigkeit von Landwirtschaft, Industrie, Handel und Verkehr.
Ein besonders bedeutsames Teilproblem bilden in dieser Hin-
sicht die Beziehungen zwischen Stadt und Land. Ebenso wich-
tig ist die Kenntnis der Verknüpfung der deutschen Wirtschaft
mit der Weltwirtschaft, des Rohstoffproblems und seiner poli-
tischen Zusammenhänge Rationalisierung der Wirtschaft,
Kreditnot, Konjunktur, internationale Truste schließen Pro-
bleme in sich,sdie weitestgehend Interesse erheischen. Dazu
kommt das gewaltige Gebiet der» sozialpolitischen Gesetz-
gebung, die probleme von Arbeitsmarkt, Arbeitslohn, Arbeits-
zeit und Arbeitsschutz, die Grundfragen für die Zukunftsent-
wicklung Deutschlands sind.
sammenhang die wichtigen Gebiete von Siedlung und·Woh-

yknlgsbawVolkshygiene und Volksgesundheit nicht unerwähnt
ei en. —

Es handelt sich bei dieser Aufzählung lediglich um die

Anführung einiger praktischer Beispiele von Fragen und

Fragenkomplexen, deren grundlegende Kenntnis zum Rüstzeug
jedes deutschen Staatsbürgers gerechnet werden-muß, der sich
ein Urteil in politischen Dingen bilden und seiner Auffassung

»

im öffentlichenLeben Ausdruck verleihen will. Selbstverständ-

Der Stand der Forschungen über
«

Endlich müssen in diesem Zu-«

«
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lich: wird je nach Beruf und Jnteresse der einzelne Staats-
bürger sich mit diesem oder jenem Gebiet ·mehroder weniger

eingehend beschäftigen.
— Das große Gebiet der kulturellen

Probleme kann hier nur kurz erwähnt werden, obgleich auch
sie indas Bereich der staatsbürgerlichenAufklärung fallen,
da das kulturelle Moment nicht zuletzt von entscheidender Be-

deutung für die Verbundenheit des einzelnen mit dem Leben
- seines Volkes und Staates ist.

Es erhebt sich nun die Frage, in welcher Weise eine aus-«
reichende Unterrichtung über diese staatsbürgerlichen und
staatspolitischen Probleme den breiten Schichten des Volkes

zugänglich gemacht werden kann. Die Mehrzahl der berufs-
tätigen deutschen Staatsbürger wird ihre politische Unter-

kichtung in der Hauptsache aus der Zeitung erhalten. Unzweii
selhaft ist«die deutsche Presse ein Erziehungsfaktor, dessen

-

Bedeutung-gar nicht überschätzt werden kann. Aber sie ist
durchweg an die Wieder abe von Nachrichten, von Tages-
«ereignissengebunden, sie ann daher eine staatsbürgerlicheBil-

dungsarbeit, die zusammenhängenddie Grundlagen des staat-
lichen und politischen Lebens behandelt, nur gelegentlich leisten.

Um so bedeutsamer sind die politischen Bildungs- und

staatsbürgerlichen Erziehungsbestrebungen, die von den

Organisationen aller Art geltend gemacht werden. Es sind
heute nicht nur die ausgesprochenen Bildungs- und Lehr-
anstalten, die mehr und mehr in ihre Lehrpläne Themen auf-
nehmen, die mit der Politik im großen zusammenhängen,—son-
dern es sind die Verbände aller Art, weltanschauliche, berqu
liche, wirtschaftlicheJnteressenorganisationen und nicht zu-
letzt die politischen Parteien selbst, die in steigendem Maße
sich bemühen,ihre Kreise über die wichtigsten Grundtatsachen
der inneren und äußeren Politik, der Volkswirtschaft und

Sozialpolitik zu unterrichtete
Unzweifelhaft hat aber auch der Staat selbst ein drin-

gendes Interesse daran, daß seine Staatsbürger, die nach der

Verfassung entscheidend auf sein Schicksal einzuwirken berufen
sind, so gut als nur irgend möglich über die politischen Pro-
bleme unterrichtet sind. Denn nur der Staat wird sich drinnen
und draußen durchsetzenkönnen, dessen Ziele zugleich die Ziele
eines politisch bewußten Staatsvolkes sind. Diesem Zwecke
dient als Reichsbehörde die Reichszentrale für Heimatdienst.
·Der Aufgabenkreis dieser Reichsstelle besteht im wesentlichen

darin, die bestehenden Aufklärungsbestrebungen im Reiche
planmäßigzu fördern und auf diese Weise inGparteipolitischneutraler Form dazu beizutragen, daß die rundelemente
staatspolitischerKenntnis und Erkenntnis eine möglichstweite
Und gleichmäßigeVerbreitung finden. Sie unterhält zu
diesem Zweck nicht nur enge Verbindungen mit den großen

, stellen.

Organisationen aller Art und Richtungen im Lande und mit
. der Presse, sondern sie ist im Laufe ihrer mehrjährigen Tätig-

keit auch mit einer großen Zahl von Einzelpersönlichkeiten
aller« Stände, Berufsschichten und Parteien in Verbindung ge-
treten, die ihrerseits die Bedeutung einer sachlichen staatspoli-
tischen Aufklärungsarbeit anerkannt und sich freiwillig und

ehrenamtlich in den Dienst der Aufgabe, die sachlichen Er-

kenntnisse weiten Volkskreisen zu vermitteln, gestellt haben.
Gestütztauf ihre Beziehungen zu den Quellen, aus denen der

stoff für die Aufklsirungstarigreir am unmittelbakstm zu -

»

schöpfen ist, also den Trägern der inneren und auswärtigen
Politik einerseits und der deutschen Wissenschaft andererseits,
bemüht sie sich-,ihrer Mitarbeiterschaft in knappester und für
die weitere Auswertung geeignetster Form Aufklärungs-
material über alle politischen Sachgebiete zur Verfügung zu

Tausende Jnformationen und Richtlinien, Sehr-«
broschüren, Flugschriften, Rednermappen und Rededispofv
tionen, endlich eine Fülle von Tichtbilderm die zum großen
Teil zu Vorträgen zusammengestellt und mit Vortragstext ver-

sehen sind, dienen der Verbreitung des Arbeitsstoffes. Endlich
unterhält sie Beziehungen zu einer großen Zahl sachkundiger
Redner über alle politischen Fragenkomplexe, die sie den Or-
ganisationen für deren Veranstaltungen vermittelt und die
die Träger ihrer eigenen Vortragsveranstaltungen — staats-

"

bürgerlich-e Tehrgänge in den großen und staatsbürgerliche
Bildungstagungen in den kleineren Städten — sind.

Aus dieser kurzen Tatsachenaufzählunggeht hervor, daß
auf dem Gebiet der staatspolitischen Aufklärung in Deutsch-
land mannigfache und starke Kräfte tätig sind. Über eines
aber muß Klarheit herrschen: die Erziehung des Staatsbürgers
fürt seine politischenAufgaben, Rechte und Pflichten im neuen
Staat kann sich nicht darin erschöpfen,ihm allein Kenntnisse
zu übermitteln. «

Die innere und äußere Gesundung des deut-
schen Volkes hängt nicht von den Kenntnissen seiner Staats-
bürger, sondern von der aktiven Verwertung dieser Kenntnisse
durch den deutschen Staatsbürger selbst, also von dem wachsen-
den-politsischen Verständnis, sdem lebendigen politischen Ge-

fuhl des deutschenVolkes ab. Politische Aufklärung ist nicht
gleichzusetzen lediglich mit politischer Unterrichtung, sondern
sie muß politische Erziehungsarbeit sein. Die Grundlagen
politischenWisfenssind nur die Voraussetzung für politische
Einsicht. Sie bleiben totes Kapital, wenn sie sich nicht aus-
wirken im Sinne eines ausgeprägten gegenseitigen politischen
Verständnisseszwischen Staatsbürger und Staatsbürger.
zwischen Stand und Stand, zwischen Partei und Partei, im
Sinne wachsender-Toleranz, im Sinne wahrer, lebenerfüllter
Volksgemeinschast.

«

«,,:DeuischerWein, DeutscherRhein-«
Rede deeReicheiagsaba Dr. v. Drvander bei der Eröffnimgder Berliner AuestellimwFebruar 1922

. Ich habe den ehrenvollen Auftrag, als rheinischer
Uhgeokdnetet den Begküßungsansprachendes Herrn Ober-

-bükgekmeisteksUnd des Herrn Vertreters des Herrn Reichs-
kanzlers ein Wort dankbar-er Erwiderung folgen zu lassen.
Ich gliedete meine kurzen Ausführungen in drei kurze.
Gedankengänge.«

«

Zum ersten-: Der Herr Oberbürgermeister hat die

Fküchtedes Rheinlandes auf dem östlichen Boden Berlins

willkommen geheißen. Der Austausch der geistigen und

materiellen Werte zwischen Osten und Westen unseres
Vaterlandes ist die geschichtliche Grundlagedeutscher Größe.
Erst in Verbindung mit dem Osten, insbesondere mit dem

IekendigenpreußischenStaat, ist der Rhein zu. voller Aus-

wirkung seiner Kraft gelangt. Aber andererseits bekennt sich
dCZSganze deutsche Volk zu den Worten, mit denen Friedrich

·

List seinerzeit den Zollverein begrüßte: »Der Rhein bedeutet
· Teben für ganz Deutschland, er bedeutet Größe, Macht und

Kraft« Jm Westen um Verständnis für den Osten, im Osten·
Umeerständnisfür den Westen zu werben, ist eine der größten
nationalen Aufgaben, die wir zir erfüllen haben.

Zum zweiten: Es ist das Schicksal des deutschen
Volkes,- eingebettet in die Mitte Europas, an allen Grenzen
mit fremden Volksstämmen vermischt zu sein.
Kämpfe waren die Folge. Jedes Jahrhundert unserer »Ge-
schichte zeugt davon. Nur eine Grenze läuft ganz klar; sie
wird durch kein Gebirge und keinen Fluß bestimmt. Und
trotzdem nennt Ernst Moritz Arndt sie mit Recht eine »Natur-
grenze«. Es ist, als ob die Söhne Ludwigs des Frommen, als

sie das väterliche Reich teilten, und der Vertrag von Mersen
vom einen Bruder-deutsch, vom andern französisch
unterschrieben ward, zwei nach Sprache, Kultur, Sitte grund-
verschiedene Völker voneinander hätten trennen wollen. Seit

tausend Jahren ist die Sprach- und Kulturgrenze im Westen
—

Wenn wir die Menschen nennen wie sie sind. so

machen wir sie schlechtes-. Wenn wir sie behandeln, als
wären sie, was sie sein sollten, so bringen wir sie dahin,
wohin sie zu bringen sind. . o ell- e.

7Z

Gewaltige
« «



» schaftlich betrachtet, erkennt man
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und SüdwestenDeutschlands unverändert! Unsere westlichen
Nachbarn sprechen gern von »rheinischer Kultur«, als ob sie
ein Übergang zwischen romanischer und germanischer Kultur

sei'. Das deutsche Volk weiß, daß die rh ein i s chse K u l tur

nichts anderes ist, als eine der herrlichsten
Blüten am Baum deutschen Geisteslebens, zu
dessen Entwicklung alle deutschen Stämme beigetragen haben.»

Z u m d ritt en :

»Bis in seine tiefste Welle schäumt der alte Rhein vor Groll,
Fluch der Schmach, daß seine Welle «

Fremdes Joch ertragen foll.«
Die Verse sind alt, ohne jede Beziehung auf unsere Zeit
geschrieben. Und trotzdem scheint’s, als sollte ihr Inhalt in

jedem Jahrhundert neue Bedeutung gewinnen. Das heutige
große Fest sei ein Mahner an dierheinische Notl

Nicht nur die Rot der Winzer, die unsbesonders am Herzen
liegt, und die dringend die Hilfe von Reich und Staat

erheischt. Wir denken an die n atio na l e Rot. Wer schreit
nicht innerlich auf bei dem Gedanken, daß noch heute 80 000

fremde Soldaten in den rheinischen Gauen stehen? Wem krampft
sich das Herz zusammen in Erinnerung daran, daß 180 ooo

Rheinländer das Brot der Verbannung,. daß Tausende das Brot

französischerGefängnisse gekostet haben? Wer hat eine

Ahnung davon, was es heißt, jahraus, jahrein fremdes Ein-

quartierung zu haben mit gemeinsamer Küchenbenutzung und

weitgehender RechtlosigkeitP Gewiß, wir alle arbeiten an

der Verständigung mit unseren westlichen Nachbarn. Auf
dem Verständigungsweg erstreben wir die Freiheit des Rheins.
Aber die Welt soll wissen, das wahre Befriedung und wirk-
licher Ausbau Europas erst dann beginnen können, wenn-

Wahrheit wird, was der Dichter meiner Geburtsstadt Bonn,
Gottfried Kinkel, sang:

»Sto«lzwie meine Wangen brennen,
Schswör’ ich dir, o Vater Rhein,
Deutsch soll man dich ewig nennen,

Und auch fr ei sollst du mir seinl«
»Geschichteist Bewegung, Glaube ist Aufschwung«, sagt ein

Rheinlandhistoriker. Was wir heute erleben, ist nur Etappe.
Unsere Aufgabe ist die politische und seelische
Stählung des deutschen Volkes für große Auf-
gaben und große Belastungsproben, die die Geschichte uns noch
einmal stellen wird. An der Widerstandskraft der
Rheisnländer hängt Deutschlands Zukunft —

das ist der Teitgedanke, der alle Rheinlandmaßnahmen unseres
Volks und seiner Regierung beherrschen muß. So rufen wir
in diesen fröhlichen Hallen, in denen Becherklang und Rhein-
lieder in diesen Wochen zusammenklingen werden, in die

Nöte, Sorgen und Aufgaben des Rheinlandes hinein:
Wir aber füllen die Römer
Und wünschen mit goldenem Saft
Euch deutsches Heldenfeuer

«

Und deutsche Heldenkraftl

Vom deutschenWeinbau.
—

Von Dr. Neumann, Berlin.

Die volkswirtschaftliche Bedeutung des Weinbaus ist nicht immer
in ihrem ganzen Umfang gewürdigt worden. Erst die Rotfchreie
der deutschen Winzer haben die Augen der Öffentlichkeit auf die

besonderen Umstände und

Schwierigkeiten gelenkt, mit

denen unser Weinbau ins-

besondere in den letzten Jahren
zu rechnen hatte. Volkswirt-

die besondere Bedeutung des

heimischen Weinbaues, wenn man

berücksichtigt, daß in ihm zur
Zeit 300000 Familien mit

2345 bis 3 .Millionen
MIe n s ch e n , einschließlich
Arbeitern, Küfern und Kom-

missionären, hauptberuflich be-
v

schäftigt sind. Der Pro-
sduktionswert des deut-

schen Weinbauess betrug im
«"

Jahre -

1925 85,8 Millionen
Mark. -Er übertrifft den
der deut chen. Eisenerzproduki
tion et a um die Hälfte
und überragt auch den ·Wert

« des gesamten deutschen See-

fischfanges im Jahre 1925,
der 55,1 Millionen RM.

betrug, und gleicht dem Wert
f

der Schaf- und Ziegenhaltung
in Deutschland im Jahre 1925.
Die Weinausfuhr im Jahre 1926
umfaßte 51402000 dz im
Werte von 9 280000 Mark. Der
Weinbau stellt die intensivfte
landwirtschaftliche Kulturform
dar. Er bietet unter normalen

-Verhältnissen die Möglichkeit,
auf einer Fläche von zwei bis

drei Morgen eine Familie zu

Z-

llmss
«

Im

IIIII

,

.

Illig-VI
«

cum-Illust-
nll
« ,

ll

Wl

D-

«

:

.

«

bitieuismgnweinbougebiete-

der teils zunr Hausgebrauch, teils zur Weinbereitung verwandt wird.
Aus den zu Marmelade verkochten Beeren wird Tikör bereitet. Aus
den Kernen wird ein vortreffliches Ol gepreßt, und aus den Trestern

wird Branntwein, Grünspan,
Pottasche und Essig fabriziert;
ferner dienen diese als Vieh-
futter (auch die Blätter und
andere grünen Teile), Brennstoff,
zum Gerben. Die Stiele und
Kerne liefern das- Weinreben-

schwarz; aus dem in den Wein-

fässetmlich absetzenden Wein-

stein wird Weinsäure hergestellt.
Das Holz endlich wird zu
Drechslerarbeiten und Stöcken

verwendet.
-

Die Standorte des

deutschen erinbaues

sind in den sonnenwarmen Fluß-
tälern wie an den Rändern der

Oberrheinischen Tiefebene, in

der Pfalz, im Rhein-, Main-,
Nahe-, Mosel- und Saartal, in
der Bodenseegegend, im mittleren

Neckargebiet, im Tal der Kinzig
(Gelnhausen, Hanau), im Saale-

mnd Unstruttal, um Raumburg,
«

Freyburg und Roßbach, im Elb-
tal um Dresden und in Gold-

berg, Toschwitz, Pillnitz und im

.
Odertal um Grünberg zu finden.
Deutschland erzeugt überwiegend
Weißrvein, und zwar Weiß-
und IRotwein im Verhält-
nis von Z zu 1. Die

Jahre 1920, 1921,, 1922, 1924
waren gute Weinjahre, die Jahre
1906- 1910- 1913- Und 1923

schlechte. Die außerordentlich
schwankende Verschiedenartigkeit
der Erträge ist für den Wein-

- bau charakteristisch, ie wirdernähren. Die deutschen Winzer
bewirtschaften insgesamt etwa

90000 Hektar Land, davon 98 v.H. Kleinsiedlungen.
.

Reben dem Hauptzwecke der Weinproduktion gewährt der Wein-
bau noch mannigfachen Nutzen, der auch Millionenwerte darstellt.
DieTrauben werden als Tafeltrauben gegessen vund als Kurmittel
gebraucht. Der eingekochte Most wird zu Traubenzucker verarbeitet,

7st

durch Witterung und S ädlings-
einflüsfe wie Reblaus und— Sauerwurm bedingt und wirft gleich-
zeitig ein grelles Schslaglicht auf die Unsicherheit und die

Gefahren, denen die in ihm tätige Bevölkerung ausgesetzt istp Die

Erträge des deutschen Weinbaues fielen folgender-
maßen aus:
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Jahr Rebfläche
- Weinertrag in hl

1913 78 982 824 808

1920 72 Hof 2 440 Ha

1921 73841 t754916

x922 74 560 Z 406 iss

x925 74 677 79i 040

1924 74 342 l 803 954s

i925 73 274 1 590 ooo

Weinernten im Deutschen Reich
cjeizigespeichsqebietohnesoorqebieV ,

Rebfläche in ho -

1
.

.S M 80825 78962 73841 74360 74077 74342 73274

911 191

WeinmostertroYomho
«

m Hektor

1

Weinmosienro insgesonst
"

«

in Tausend hl und illionen RN

- hl RN 4Mich DLD

«
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Durch den Verlust von Elsaßscothringen im V e r s a i l l e r

V e r t r a g e hat Deutschland eines seiner wichtigsten Weinbau-
gebiete «verloren.Die Abtretung bedeutete einen Verlust von

50 Betrieben.

·

Die Bewegung des
Mit W ein vor

Schaubild.

.
Trotz der Notlage des deut en Weinbaus wird noch immer

eine betrachtlicheMenge ausländisicherWeine nach Deutschland ein-

gesphrtsZVThkenddie Ausfuhr ganz erheblich hinter der Vorkriegszeit
ZUVUckbIetbtzNach den vorläufigen Zusammenstellungen für das Jahr
1925 hat sich allerdings die Einfuhk bis auf Zo,1 min. Reich-mark

deutschen Auszenhandels
Und nach dem: Kriege zeigt das nebenstehende

Sksenübet65-9 Mill. im Jahre1925 verringert, während die Ausfuht.
eine kleine Steigerung von 8,7 Mill. auf 9,Z Mill. Reichsmark

- erfahren hat. Überblickt man im übrigen die Entwicklung der letzten
fünf Jahrzehnte, so zeigt sich, daß die heimische Erzeugung nicht nur

den Bedarf des Jnlands vollan deckte, sondern sogar einen erheb-
lkchen»UUSfUh1-Überschußzu verzeichnen hatte. Mit der Herabsetzung
der cZolle in Verbindung mit der Senkung der Auslandsweinpreise

sttat dann ·eine zunehmende Überschwemmung Deutsch-
«

londs mit fremden Weinen ein.

GleTchlciufendmit dieser für den Weinbau bedenklichen Ent-

wicklung erfolgte ein Rückgang der Unbaufläche, der seit
1866 folgenden Verlauf nahm:

QPP W

«

« YOU EIN-G" FAMIHWÆO

Jahr
Kultur Verödet Ernteausfall Wert

s hu ha- to M .

1906 120 200 45 ooo 45 ooo 22 500 ooo

sgu Uosoo 24 700 63 ioo 31 500 ooo

igxo 9s 800 az· 400 xzo 200 65 ioo 000

Ein Drittel der ehemaligen Weinbaufläche ist also infolge
der starken Konkurrenz des Uuslandes v e r ö d e t. Auf der verödeten

Fläche hätte so viel Wein erzeugt werden können, daß die Einfuhr
von Faßweinen ausgeglichen wäre. Hierdurch sind 150 000 Winzer-
familien brotlos geworden. Die tieferen Ursachen hierfür sind in
den günstigeren Produktionsbedingungen der südlichen Länder,
insonderheit Nordafrikas und Spaniens, zu suchen. Die Entwicklung
des Weinbaus in Ulgier nahm nach Berechnungen von Prof.
v on d e r H e i d e folgenden Verlauf:

-

Jahr .

Weinernte

in iooo he- I in iooo hl

t851 Z,2 s2,5
UU

«

l38,5 8833,6

Durch die zollfreie Einfuhr der algerischen Weine ist der fran-
zösischeWeinpreis im ständigen Sinken begriffen. Er hat natur-

gemäß katastrophale Weinbaukrisen zur Folge gehabt, die sich auch
auf den deutschen Weinbau auswsirkten. Auf d e r gleich e n

Fläche wird in Algier viermal soviel Wein geerntet
als in Deutschland, während die Ruban-kosten nur den
vierten Teilbetragen. .

Die klimatischen Mittelwerte in Deutschland und Spanien ver-

halten sich z. B. auf Grund amtlicher Zahlen wie folgt:

Spanien Deutschland

Sonnentage im Jahr 260 47
Regentage . . . . . . . . Zo i72
Mittlere Jahrestemperatur . 1700 8,8""C
Regenhöhe . . , . . . . . 3801 auf d. qm 7001 auf d.qm

bi WeineinfuhtDeutschlands·
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Die" klimatischen Vorteile Spanien-. kommen in-

sonderheit durch die größere«Wärme zum Ausdruck, weil unter dieser
Bedingungweniger Pflege und Wartung erforderlich ist-, die Reben-

schädlinge weniger wirkungsvolls sind: und die efürchteten Fröste,
die eine ganze Jahresarbeit vernichten können, Fortfallem—

.

Die Verschwldusng des deutschen Weinhaus sei
hier als ein für die Beurteilungder Lage wesentlicher Faktor kurz
erwähnt. Sie- nahm bei 50 Genossenschaften an Mosel, Saar und

Ruwer folgenden Verlauf: «

1900 I 586 280 M.

1905 5829 787 ,,

— 1910 8 281298 ,,

Jn der Rachkriegszeit stieg die Hypothekarverschuldung gleicht stark.
Verständlich wird dieses Ergebnis, wenn man berücksichtigt,daß im

Frühjahr 1926 allein an der Mosel weit über 400 000 shl unverkauften
Weines lagerten, die Ernte 1924 noch nicht zur Hälfte, die des

Jahres 1925 überhaupt nicht verkauft wurde. .

überblicken wzir die Lage des deutschen Weinbaus, so können
wir zusammenfassend sagen, daß der deutsche Winzerstand unter sehr
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ungünstigen Voraussetzungen arbeitet —- unter ungünstigen Pro-
duktions- wie Absatzbedingungen. Was insbesondere die Absatz-
schwierigkeiten anlangt, so sind diese im Jnlande vor allem in
der geschwächten Konsumkraft großers Teile der Bevölkerung be-

gründet, ferner in der Vorliebe für ausländische Weine. So ist
der Wein in den letzten Jahren den Winzern vielfach im Keller

liegengebliebem weil, trotz niedriger Preise, der Absatz darniederlag.
Und auf der andern Seite war dem deutschen Weinbaui das Ventil

s

des Exports verstopft.- So erklären sich die großen Schwierigkeiten,
vor die der deutsche Winzer-stand sich gestellt sah. Angesichts der

nicht zu unterschätzenden volkswirtschaftlichen Bedeutung des

heimischen Weinbaus und der Notlage der Winzer hat sich das Reich
im vorigen Jahre entschlossen, auf dem Wege steuerlicher Erleich-
terungen und sonstiger Maßnahmen bis zu einem gewissen Grade
Abhilfe zu- schaffen. Aber von Staatswegen kann im besten Falle
die Not gelindert, nicht aber in ihren Ursachen beseitigt werden.

Dazu beizutragen, hier grundlegend- Wandel zu schaffen und die be-
drohte Existenz eines wichtigen Berufsständes zu sichern, ist zu einem

großenTeil der deutsche Konsument selbst berufen.

- Zuden englisch-chinesischenBerlmndlimgen.f
Die Engländer haben, um wieder zu normalenBeziehungen zu

China zu· kommen, den chinesischen Behörden in peking und Hankau
am Zo. Januar eine Anzahl Vorschläge unterbreitet, deren Durch-
führung eine beachtenswerte Einschränkung der Ausnahmestellung
bedeuten würde, die die Engländer und die Staatsangehörigen der

anderen ,,alten Vertragsmächte« noch genießen. Die Vorschläge
betreffen hauptßichlich das Gerichtswesen und die Exterritorialität,
die Besteuerung-und die englischen Konzessionen.

«Auf—dem Gebiete des Gerichtswesens sind die Engländer bereit,
die modernen chinesischen Gerichte für Zivilprozesse anzuerkennen,
in denen einEngländer Kläger ist, und dabei auf einen englischen
Beisitzer zu verzichten. Bisher wurden Prozesse von Engländern
gegen Chinesen vor dem Magistrat oder vor besonderen gemischten
-«Gerichtshöfen ausgetragen, wobei meistens ein englischer Beisitzer
zugezogen wurde; die sogenannten modernen chinesischen Gerichte

«

(Schen-pan-Ting), die nach westländischem Muster seit 1910 in

China nach und nach eingeführt werden, hat England bisher nicht
- anerkannt. — Auf dem Gebiete des materiellen Rechtes ist England

bereit, bei den britischen Gerichten in China das moderne chinesische
. Bürgerliche und Handelsrecht einzuführen, sobald es von den chine-

sischen Gerichten den chinesischen Bürgern-gegenüber·in ganz China
angewendet wird.. Damit ist einer der - wichtigsten Grundsätze der

"

Exterritosrialitäh daß nämlich der Engländer nicht den chinesischen
Gesetzen unterwor n ist, sondern nach englischemRecht lebt, durch-«
brochen,. Dennoch ürften diese Zugeständnis e von chinesischer Seite
nurals halbe Maßnahme betrachtet werden, da das .Wichtigste,«die

Rechtsprechung in Prozessen gegen Engländer, den chinesischen
Gerichtshöfen nach wie vor vorenthalten bleiben soll. Beachtenswert

- ist-ferner, daß die genannten Materien des modernen chinesischen
- Rechtes erst dann auf die Engländer angewendet werden sollen, sobald

sie in ganz China gegenüber den Chinesen angewendet werden. Das

»bedeutet,«da die modernen Gerichte und Richter, die des modernen

Rechtes kundig sind, erst in verhältnismäßig geringer Anzahl vor-

handen sind, die allgemeine Einführung aber bei der großen Aus-

dehnung des chinesischen Reiches sicherlich noch viele Jahre in An-

spruch nimmt, eine Vertagung auf unbestimmte Zeit.
"

Die Steuern, die die Engländer und: die-Angehörigender anderen
«

alten Vertragsmächte in China zahlen, beschränken sich auf Grund

der Exterritorialität auf Zollgebühren und gewisse auf Tandbesitz
beruhende Abgaben. Die «Engländer sind nunmehr bereit, alle

Steuern zu zahlen, die von den Chinesen gesetzmäßigund tatsächlich
erhoben werden. Dasbedeutet ein erhebliches und die Chinesen wohl .

auch befriedigendes Zugeständnis
Ein weiteres-wichtiges Zugeständnis bezieht sichsauf die. Rechte

der Engländer in den sogenannten Konzessionen. Es handelt sich
dabei um kleine Landgebiete in« einer Anzahl von Vertragshäfen,
die zu verschiedenen Zeiten von der chinesischen Regierung an die

en lische Regierung verpachtet wurden. Solche englischen Konzessionen
bestehenin Hankau, "Kiukiang, Chinkiang, Amor, Kanton, Tientfin

— und Riutschwang Sie haben sich im Taufe der Zeit, zum Teil im

Zusammenhang mit angrenzenden Konzessionen anderer Mächte zu
Städten ausgewachsen, die unter englischer Verwaltung stehen und

von den Chinesen als Fremdkörper im Staate empfunden werden.

Das Angebot, das sich -auf diese Konzessionen bezieht, ist — wohl
absichtlich —- nicht sehr klar, bedeutet aber jedenfalls die Bereitschaft
der Engländer, diev Chinesen wieder in erheblichem Maße an der

Verwaltung der Konzessionen zu beteiligen. —- Außer den genannten
englischen Konzessionen gibt es- in· den genannten und anderen

76

Vertragshäfen noch zahlreiche gleiche und ähnliche Gemeinwesen unter
der Kontrolle verschiedener Nationen. Die wichtigste unter ihnen
ist die »internationale Niederlassung« in Shanghai. Hier herrscht
zwar tatsächlich der Engländer; streng genommen haben aber weder
die englische noch eine andere fremde Regierung staatliche Hoheits-
rechte. Die internationale Niederlassung ist ebenso wie die an-
grenzende französische ein ,,Settilement", das nicht wie die

»Ooncessions« durch Vertrag von- Regierung mit Regierung ver-
pachtet ist, sondern im Grunde rechtlich lediglich eine Summe von

Grundstückendarstellt, die- ausländische privatleute von chinesischen
Privatleuten durch Kaufvertrag erworben haben. Daß aus dieser
Summe von Grundstückenim Taufe der« Jahrzehnte sich eine inter-
nationale Weltstadt unter englischer Kontrolle entwickelt hat, kann
an dieser rechtlichen Seite der Sache nichts ändern. Es liegt auf
der Hand, daß etwaige Zugeständnisse der Engländer in der Ver-

waltung ihrer Konzessionen auch·Zugeständnisse in Schanghai werden

nach sich ziehen müssen. .

-

·
Ferner verzichten die Engländer «an das den christlichen

Missionen der Vertragsmächte zustehende Recht, im Jnnern des
ffLandes, alsv außerhalb der Vertragshäfen, Tandl zu erwerben; dieses
Recht, dessen Grundlagen übrigens recht zweifelhafter Natur sind,
empfinden die Chinesen besonders bitter, weil seine Ausübung dazu
geführt hat, daß über das ganze Land hin ungezählte kleine Reservate
entstanden sind, die der Kontrolle der chinesischen Behörden entzogen
sind und schon oftmals unlauteren Elementen der Bevölkerung einen

Rückhalt geboten haben.
-

·

Von höherer geschichtlicher Watte aus gesehen, bedeuten die
englischen Zugeständnissenichts mehr als einen Schritt auf - dem
W e, den zwangsläufig alle Fremdmächte in China werden gehen
müsenz den ·Weg nämlich» an dessen Ende die Anerkennung der

’

vollen Souveränität und der vollenYGleichstellung und Gleich-
»

berechtigung des chinesischen Volkes steht. Es ist ein Unding·. daß
·

in dem Zeitalter des Völkerbundes und des Selbstbestimmungsrechts
aller Völker »die Angehörigen des ältesten und größten Kulturvolkes
im eigenen Lande minderen Rechtes sein und territoriale Fremd-
körper, die ihrem Einfluß entzogen sind, im eigenen Lande dulden

sollen. Für uns Deutsche bestehen probleme dieser Art nicht mehr,
da wir längst den Chinesen freiwillig das zugestanden haben, was

sie jetzt von den alten Vertragsmächten verlangen. Die Erfahrungen-
die wir in den nun bald sechs Jahren des neuen Rechtszustandes
gemacht haben, haben uns gelehrt, daß es sichsin China nach Aufgabe .

der Vorrechte nicht schlechter als früher leben läßt. Es ist unzweifel-
haft, daß die chinesischenGerichte sich bei den deutschen Rechtsfällen
große Mühe geben, zu- einer unparteiischen Entscheidung zu gelangen, »

und auch in den naturgemäß von Zeit zu Zeit eintretenden Fällen-
wo eine in der Verschiedenheit der Ksulturen begründete, verschiedene
Rechtsauffassung zwischen Deutschen und Chinesen besteht, sind die

Chinesen immer bestrebt gewesen, etwa als Härte empfundene Maß-
nahmen zu mildern oder zu beseitigen. Jm Jnteresse einer baldigen
Wiederkehr normaler Verhältnisse in China kann man daher nur der

Hoffnung Ausdruck geben, daß die englisch-chinesischen Verhand-
lungen einen günstigen Verlauf nehmen und zu möglichst weit-

gehenden Zugeständnissen englischerseits führen. Sollten die Ver-

handlungen ergebnislos verlaufen, so wäre dringend zu wünschen,
daß für die Lösung der probleme jede Anwendung von Gewalt
vermieden und der Streitfall vor das gegebene Forum, den Völker-

« bund, gebracht würde, dessen Satzungen ja genügend Handhaben
dazu bieten.
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polizei und Staat 7

Von E r wi n B a r t h , Polizeipräsidentin Altona.
'

.

Der Durchschnittsbürgerhat in der Regel nur eine sehr unvoll-

kommene und schiefe Vorstellung vom BegrffßWesenund Aufgaben-
kreis der Polizei. Die landläufige Bosheit fhat sich etwa folgende
Definition zurechtgelegt: Die Polizei ist eine Summe von meist
uniformierten Beamten, die Gott in seinem Zorn geschaffenhat, um
den Staatsbürgern reglementierend im Wege zu stehen und mit Eifer
auf Gelegenheit zu spähen, Strafanzeigen zu machen. Sie gilt für
viele der unbequemen und schwer zu«zügelnden lieben Mitbürgerfvals
Feind des Publikums, als harte Geißel in der Hand schikanoser
Geister. Daher-kommt auch die betrübende Tatsachezdaßdie Polizei-
beamten, wenn sie irgendwo zum Einschreiten genötigtsind, sich nicht
nur einem Ring von Reugierigen, sondern häufig auch von feind-
seligen Parteinehmern gegen die Organe der öffentlichen Ordnung .

gegenübersehen.
« »

leiden daß von einer Polizeiseindlichkeit großerer
Publikums gesprochen werden kann.

,

Die Polizei ist aber wahrhaftig viel besser als ihr Ruf. Wer

Gelegenheit hat, sich im inneren Betrieb der Polizei umzusehen, der

weiß, daß der ganze Apparat von intensiver Sorge um das Wohl
des Staatsbürgers erfüllt ist, und der weiß auch, mit welchem Eifer
fortwährend daran gearbeitet wird, die bedauerlichen Einzelfälle zu
verhindern, wo menschliche Schwäche einmal einen Beamten ver-

leitet, mit unnötiger Schroffheit seine Pflicht zu erfüllen. Ganz
wird sich das nicht ausrotten lassen, namentlich solange nicht, als

gewisse Teile des Publikums sich nicht verkneifen können, mit Bos-

heiten, Beleidigungen und üblen Reckereien die Beamten verächtlich

Diese Vorgänge lehren dem objektiven Beobachter
Teile des

-

zu machen und zu reizen.
sk-

Um dem objektiven Urteil über die Polizei den Weg bahnen zu
helfen, soll hier in knappen Zügen versucht werden, die Wesenszüge
der Polizeitätigkeit darzustellen. —

Dem Aufgabenkreis und Arbeitsbereich nach ist die Polizei der

wichtigste Ausdruck der modernen staatlichen Hoheitsverwaltung
Früher, im Mittelalter, war sie nicht nur ihrem Namen nach (vom
griech. politeia, lat. polistia), sondern auch tatsächlich die staatliche
Hoheit, die innere Staatstätigkeit selbst. Das waren primitive
Zeiten. Erhaltung der Rechtsordnung, Schutz gegen innere und

äußere Feinde waren die elementaren Aufgaben des Staates, und
die konnten in Deutschland nur sehr mangelhaft erfüllt werden. Die

Pflege der religiösen und geistigen Interessen war der Kirche über-
lassen. Und in das gesellschaftliche und wirtschaftliche Leben des
Volkes riff der Staat nur ein, wenn er sie seinen finanziellen
Bedürfnissendienstbar machen wollte. Die »innere Verwaltung«
entstand und bildete sich aus in den Städten, wo das wirtschaftliche
und geistige Leben ihren Sitz suchten. Aussicht und Ordnung des

MakkwekkehksMaß- und Gewichtsordnung Schutz vor Nahrungs-
nFitteWas-hangenGesundheitspolizei usw« trieben allmählich zu
einer Umfangreichen städtischenGesetzgebung und Verwaltung und

dfidukchnatürlich zur Einsetzung von Organen zu deren Durch-
fuhkmkgund uperwachung « Erst liber die ftadtische, gut entwickelte

ollzeiverwaltunghinweg bildete sich dann, als in der Zeit der
Re Pkmatidn die Reichsgewfalt nicht mehr in der Lage war, die

Regierungsgewaltder Staaten zu beschränken, eine differenzierte
innere Staatsverwaltung Diese wurde nachhaltig gefördert durch
andere Wirkungen der Reformation: die· Stellung des Staates zur
Kirche wurde«eine andere, die Schul- und die Armenpflege kam
Unter staakltchenEinfluß, der Staat übernahm in allmählicher Ent-
wicklung die pflege und Förderung der wirtschaftlichen und geistigenKultur der Bevölkerung.In der Organisierung dieser staatlichen
Aufgaben und pflichten entstand die staatliche polizei.

Die allgemeine begriffliche Kennzeichnung der Polizei, die heute
noch Geltung hat Und richtig ist, findet sich im Allgemeinen Lands -

recht VI.espS·,P»keUßischeGesetz überweist der Polizei die Aufgabe:
»Ehelistigen Anstalten zur Erhaltung der öffentlichenRuhe,
Stcheth Und Ordnung und zur Abwendung der

·

dem
Publico oder einzelnen Mitgliedern desselben drohenden

«

Gefahr zu treffen.« -

prefer Ungeheuer weitschichtige Zuständigkeitsbereich "wird durch
einen anderen Paragraphen des Allgemeinen Tandrechts

»

dahin
bkgkenztiPaß»die Polizei nur gegen diejenigen drohenden Gefahren
eknzuschkekten hat, gegen die sich der einzelne nicht selbst zu schützen
Vermag. Der Zuständigkeit entsprechend, begreift die Polizei alle
Funktionen der inneren Verwaltung in sich, die den Zweck haben-
Störungen der öffentlichen Ruhe, Ordnung und Sicherheit vorzu-
beugen, bereits eingetretene Störungen zu beseitigen und Gefahren
abzuwehren-»diedas Publikum oder einzelne bedrohen.

·

Die Polizei, wie wir sie heute sehen, ist also nichts wie andere

Verwaltung-behördenein besonderer selbständigerZweig der Staats-
thwaltung Ihre exekutorische und regelnde Tätigkeit ist. auf die

mannigfachsten Verwaltungsgebiete verteilt und zwingt sie, sich mit

unzähligen Angelegenheiten des öffentlichen und nichtösfentlichen
Lebens im Staate zu befassen. Sie ist die regulierende Hauptkraft
im komplizierten Getriebe der modernen Staatsmaschinerie. Sie ist
in der allgemeinen öffentlichen Verwaltung tätig als Armen-, Bau-,
Berg-, Straßen-,.Wege-, Eisenbahn-, Strom-, Schiffahrts-, Hafen-,
Wasserpolizei, als Feld-, Forst-, Jagd-, Fischerei-, Feuer-, Schul-,
Gewerbe-, Presse-, Markt-, Paß- und Fremdenpolizei, als Gesund-
heits-, Viehseuchen-, Sitten- und Krimiiialpolizei. Diese kleine

Blütenlese genügt schon als Bild der Vielgestaltigkeit der polizei-
lichen Tätigkeit. .

-

.

Die Polizei ist nach ihrerheutigen Organisation einhjeits
lich sta atlich. Die Zentralbehörde stellt der Minister des Innern
dar. Unter seiner Leitung wird sie gehandhabt von den Regierungs-
präsidenten,Tandräten und Ortspolizeibehörden(Bürgermeisterkraft
besonderem staatlichen Auftrag, Amtsvorsteher, Ortsvorsteher usw.).
Also auch die »städtische«Polizei ist eine staatliche Behörde. Wenn
auch der Minister des Innern die zentrale Polizeibehörde bildet, so
sind doch auch andere Staatsminister an einzelnen Zweigen der

Polizei beteiligt: die Berg-, Schiffahrts- und- Hafenpolizei und ein

großer Teil der Gewerbepolizei unterstehen dem Handelsminister,
die Forst-, Jagd-, Fischerei- und Viehseuchenpolizei dem Landwirt-
schaftsminister, die Bau-, Armen- und Gesundheitspolizei dem Wohl-
fahrtsminister, die Schulpolizei deutet auf den Unterrichtsminister-
und die Kriminalpolizei (soweit ihre Beamten als Hilfsbeamte der
Staatsanwaltschaft tätig sind) auf den Iustizminister hin.

Die Tätigkeit der Polizei wird allgemein durch die Gesetze und

Verordnungendes Reiches und der Länder bestimmt. Daneben ist
die Polizei vermögeihrer Befugnis, eigene Gesetze. (Polizeiverord-
nungen) zur Durchführungihrer Ausgaben für die öffentliche Ruhe,
Ordnung und Sicherheit zu erlassen, auch Gesetzgeber für allgemeine,
lokal begrenzte Bedürfnisse. Die Polizeibehörden können (sür
mehrere Regierungsbezirkein Preußen auch der Oberpräsident)
unter Zustimmung des Provinzialrats, des Bezirks-, Kreis- oder
Amtsausschusses (in den Städten des Magistrats) Polizeivers
ordnungen erlassen. (In Preußen bedürfen Polizeiperords
nungen, die zum Gebiet der Sicherheitspolizei gehören, nur der

Begutachtungdurch den Magiftrat.) Die Polizeibehörden sind ferner
befugt, in einzelnen bestimmten Fällen an einzelne Personen Gebote,
Verbote oder Ermächtigungen zu erlassen, die man Polizei-
versugungen nennt. Ferner können sie unmittelbaren
Zwang anwenden, wenn das zur Durchführung ihrer Anord-
nungen notwendig ist.

Gegen eine rechtswidrige oder willkürliche Handhabung der
Polizeigewalt ist ausreichender Rechtsschutz gewährt. Gegen Polizei-
verordnungen oder Strafen daraus können die ordentlichen Gerichte
angerufen und gegen Polizeiverfügungenund Zwangsandrohungen

· kann Beschwerde bei den- Aufsichtsbehördenoder Klage bei den Ver-
waltungsgerichten erhoben werden.

Die allgemeine Gliederung in Verwaltungs-, Schutz- und

Kriminalpolizei ist nur eine organisatorische Teilung. In den
Funktionen sind die Grenzen zwischen ihnen sehr verwischt. Es ist
deshalb wichtiger, die Funktionen zu betrachten.

’

Die Verwaltungspolizei ist kein besonderes Organ der inneren·

Verwaltung, sondern derTeil dieser Verwaltungsfunktionen, die

bestimmt sind, auf deren eigentlichen Gebieten die öffentliche Ord-

nung und Sicherheit aufrechtzuerhalten. Das klingt sehr abstrakt.
Sie hat mit anderen Worten dafür zu sorgen, daß der von Gesetz
und Recht gewollte Zustand durchgeführt und aufrechterhalten wird.
Sie bezweckt den Schutz bestimmter staatlicher Verwaltungsgebiete
(Berg-, Schiffahrts-, Forst-, Straßenpolizei usw. usw.). Wem diese
Umschreibung zu wenig sagt, der tröste sich damit, daß die Ver-

waltungspolizei begrifflich überhaupt nicht einzufangen ist.
Mehr als das Wirken der Verwaltungspolizei werden die Auf-

gaben und die Tätigkeit der Sicherheitspolizei öffentlich
wahrnehmbar-. Die öffentliche Sicherheit zu bewahren heißt
den Zustand aufrechterhalten, in dem die Gesamtheit sowohl als der

einzelne den Schutz und die Sicherung der vom Rechte anerkannten

Interessen gegen Angriffe und Verletzungen finden kann. Dabei

gilt die Einschränkung, daß die Polizei dort nichts zu« suchen hat,
wo der einzelne sich gegen Schädigungen zu schützen die rechtliche
und tatsächlicheMöglichkeit hat. Es ist außerordentlich schwer, in

besonderen Fällen die Grenzen einzuhalten, die das öffentliche
Interesse gegen den Anspruch abscheidet, nicht bevormundet und in
den privatrechtlichen Verhältnissen nicht gestört zu werden. Während
die Verwaltungspolizei den Schutz bestimmter staatlicher Verwal-

tungsgebiete und -aufgaben bezweckt, obliegt der Sicherheitspolizei
der Schutz vor Gefahren und Bedrohungen, die die Sicherheit der

Staatsbürger und des Staates selbst berühren. Die Unverletzlichkeit
des allgemeinen Rechtszustandes zu wahren ist ihre Pflicht. (Schutz
der politischen und bürgerlichenFreiheit und Abwehr der dem Staate
und den Staatsregierungen drohenden Gefahren spolitische Polizei],
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Schutz des Lebens, der Freiheit, des Eigentums und« sonstiger
Rechtsgüter gegen rechtswidrige Angriffe. durchi vorbeugende oder

abwehrende Maßnahmen, Sicherung des öffentlichen Friedens und
der Ruhe usw. usw.)

"

Daneben gibt- es die gerichtliche Polizei, die Kriminals

polizei, die Funktionen der Strafrechtspflege zw erfüllen hat.
Ihre Aufgabe ist, strafbaren Handlungen nachzugehen, die Täter zu
ermitteln, zu verfolgen und festzunehmen. Die Bezeichnung Kriminals

polizei kennzeichnet ihren Charakter genügend.
Ich hoffe, daß aus Vorstehendem ein Eindruck vom Wesen der

Polizei, von ihrer in tausend Beziehungen des alltäglichen Lebens

sichtbaren Tätigkeit und ihrer Generalaufgabe gewonnen werden

kann, den Tropfen Öl zu bilden, ohne den der komplizierte staat-
liche, soziale, wirtschaftliche und kulturelle Mechanismus eines

Millionenvolkes mik seinen unzähligen Reibungsflächen nicht
funktionieren kann.

«

Daß dabei viel vermeintlicher und natürlich auch wirklicher
Grund zu Beschwerden und Unzufriedenheit übrig bleibt, liegt in
der Natur der Menschennatur überhaupt. Wenn einer über eine

polizeiliche Maßnahme Hosianna ruft, gibt es häufig genug auch
einen auf der anderen Seite, der darüber einen echten Zorn im

Leibe hat.
Die Polizei kann es natürlich nicht allen recht machen. Der

einzelne Polizeibeamte erst recht nicht. Das Entscheidende ist, daß
in der Polizei und in ihren Beamten der re chte Geist d er V er-

antwortung gegenüber der Gesamtheit lebendig ist.
Dieser »rechte Geist« hängt in seinem grundsätzlichenWesen

von der Konstitution des Staates und des Staatsvolkes abl Was

heißt das? Im alten absoluten ·Obrigkeitstaat waren

Staatsgewalt und Volkswille nicht identisch. Die gewalthabende
Obrigkeit war über die Untertanen eingesetzt. Der Staatsorganis-
mus und seine Funktionen entsprangen dem absoluten Willen der

Obrigkeit. Das Volk hatte keinen Anspruch auf politische Willens-

bildung hinsichtlich der-- Gestaltung seines staatlichen Schicksals.
Es war ja die Summe der Untertanen, und der Untertan hatte
der Obrigkeit zu gehorchen. Die Obrigkeit allein wachte über das

Wohl der Untertanen. Was ihrem Schicksal und ihrem Gedeihen
frommte, ordnete die Obrigkeit an. Die Behörden und die öffent-
lichen Beamten waren über die Untertanen eingesetzt und übten

ihren Auftrag im Namen einer nicht verantwortlich zus machenden
Obrigkeit aus. Wesentlich anders ist es im V o lksstaat, wie er

durch die Verfassung der deutschen Republik begründet ist. Hier ist
Staatsgewalt und Volkswille identisch. Das Volk selbst ist der

Staatskörper. Die Staatsgewalt geht vom Volke aus-l Das Volk
als souveräner Träger der Staatsgewalt schafft sich selbst durch
Repräsentativsystem die Staatsleitung. Bei den Wahlen wird an

einem bestimmten Tage der Quer-schnitt des Volkswillens sichtbar
und kann abgelesen werden. Der einzelne Wähler überträgt seinen
Anteil an der Souveränität auf die Dauer der Parlamentsperiode
unwiderruflich auf einen Abgeordneten. Die Abgeordneten kon-
trollieren die Regierung. Diese selbst wird, z. B. im Reiche, vom

Reichspräsidenten ernannt, der wiederum sein Mandat von den

Wählern hat« die für die Zeit der Präsidentschaftsperiode ihren
Souveränitätsanteil auf ihn übertragen haben. InPreußen und in
anderen Ländern übt der Ministerpräsident,«der indirekt über die

Abgeordneten gewählt wird, die oberste Gewalt unter unmittelbarer
Kontrolle durch das Parlament aus. Die Polizeibehörden mit ihren
Beamten üben also im Volksstaat ihre Tätigkeit kraft eines Auf-
trages der Regierung, die in Vollmacht des Parlaments handelt,
dessen Abgeordnete Vollzugsorgane der politischen Willensbildung
desVolkes sind.

«

«

Nach der staatsrechtlichen Seite ist also der »rechte Geist«
erkenntlich gemacht. Daraus ergeben sich die weiteren Folgerungen:
Die Polizei ist Dienerin des Gefamtwohls des Volkes; der olizeis
beamteist nicht Büttel, sondern S chutzmannz der die Ge etze des-

Volkes achtende Staatsbürger ist mit Respekt und Höflichkeit zu
behandeln; irrtümlich Fehlende müssen auf den rechten Weg gelenkt
werden; in der Führung soll die Polizei eine feste, aber weiche
Hand haben; wo aber Böswilligkeit zur Verletzung der im Aufträge
des souveränen Volkes gegebenen Gesetze und Rechtsnormen leitet,
muß mit harter Hand zugegriffen werden.

«

Der Wille des Volkes prägtsich in den Gesetzen aus. Die Ge-

setze sind starre Formulierungen. Das Volk ist ein Organismus, der

in feinen Lebensäußerungen eine dauernde Bewegung zeigt. Die
Lücke zwischen der gesetzlichen Normund -den ewig neu quellenden
Lebensäußerungen des Volkes auszufüllen-—ist die schwerste und

vielleicht wichtigste Aufgabe der Polizei.
oberste Gesetzt Die Polizei ist dazu mitberufen, ihm Achtung zu
verschaffen. ,

Die Not der jugendlichen Erwerbs-losem
Von M a r i a H e l l e r s. b e r g , Reichsges chäftsführerin im GDA., Mitglied des RWR."

Erwerbslosigkeit ist zur Massennot geworden. In den letzten
Iahren zählt man in- Europa Millionen von Arbeitsfähigen und

Arbeitswilligen, die untätig bleiben, weil der vorhandene Wirtschafts-
apparat sie nicht braucht. Wirtschaftstheoretiker aller Richtungen
haben die Ursache für diese Erscheinung zu finden gesucht. Ist es

die Umschichtung der Produktion, ist es die Rationalisierung der

Betriebe, ist es ein durch Verarmung des Mittelstandes vermehrtes
Arbeitsangebot, ist es die nationale Abschließung der Wirtschafts-
gebiete, ist. es der. Kapitalmangel Europas oder sind es alle diese
Ursachen zusammen, die diese Zustände herbeigeführt haben?

Die Erforschung der Ursachen eines Unglücks nutzen uns( jedoch
nur, soweit sie abstellbar sind, und sicher scheint, daß die Entwicklung
der Wirtschaft in Europa jetzt eine wesentliche Erweiterung des

Umfanges der in ihr wirkenden Menschenkraft ablehnt. Daß hierbei
die Geldnot der Masse der Bevölkerung eine große Rolle spielt, weil

sie als Abnehmer von Produkten nicht auf dem Markt erscheint, und

daß die verbreitete und verlängerte Erwerbslosigkeit diesen Zustand
noch dauernd verschlimmert, darüber etwas zu- sagen, erübrigt sich.
Erwerbslosigkeit ist tatsächlich die Ursache für Erwerbslosigkeit Sie
ist fast wie eine ansteckende Krankheit.

Ie verbreiteter aber die Erwerbslosigkeit ist, um so größer
werden nicht nur ihre wirtschaftlichen, sondern auch ihre sozialen und

psychologischen Schädigungen. Erzwungener Müßiggang ist in seinen
sozialen und psychologischen Wirkungen unendlich schlimmer als der

Müßiggang aus freier Wahl. Das muß in erster Linie in Betracht
gezogen werden, wenn man die seelische Rot der·.jugendlichen Er-

werbslosen begreifen will, von der hier die Rede sein soll.
Zunächst ein paar Zahlen, die den Umfang der jugendlichen

Erwerbslosigkeit zeigen:
. In« den Berliner Berufsschulen waren im August 1926

12000 erwerbslose Schüler und Schülerinnen, von denen wieder

55 v. H. der Iungen und 57 v. H, der Mädchen, mehr als die

Hälfte, im Alter von las-IS Iahren standen. In Köln wurde fest-
gestellt, daß von den Ostern 1926 aus der Schule Entlassenen 5850

in eine Lehre oder Arbeitsstelle gekommen sind, 4738 ohne Bes-

schäftigung blieben. In Essen berichtete man Anfang Mai über

2400 H- bis lvjährige Iungen, die erwerbslos waren, 1240 im Alter
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von 15—17 Jahren. Ahnliche Zahlen bringen« die Berichte vieler

großer und kleiner Städte, sie geben ein Bild der Lage, der wir

gegenüberstehen:Tausende von Kindern werden Herbst Und Ostern
aus der Schule entlassen, finden nirgendwo Arbeit, gewöhnen sich
ans —Nichtstun und müssen schließlich ihren unausgenutzten Be-

tätigungsdrang irgendwo auslassen; wo sie Unheil stiften.
Es muß zugegeben werden, daß einige Städte sich ernstlich um

die Lösung des Problems der jugendlichen Erwerbslosigkeit ge-
kiimmert haben. Düsseldorf beschäftigte tausend-·sonst arbeitsloser

s

Jungen und Mädchen teils mit Gartenarbeit im Anschluß an seine
vorbildliche Schulgarteneinrichtung teils in handwerklichen, haus-

wirtschaftlichen undf kaufmännischenKur-sen. Über die Erfahrungen
mit den Gartenbaukursen gibt die Schrift: ,,Erwerbslose Großstadt-
jugend in D»üsseldorf,Erziehungsversuch an erwerbslosen Jugend-
lichen«Ausschluß. Das Buch ist in Düsseldorf im Verlag H. Tro-

janski 1925 erschienen und gibt wertvollste Anleitung zu ähnlichen

Einrichtungen. Nach einer 1926 im Verlag des Arbeitsamtes

Düsseldorf herausgekommenen Broschüre ist man in Düsseldorf aber

-nicht bei der Durchführung von Gartenbaukursen stehengeblieben;
in Lehrgängen für Holz- und- Metallbearbeitung, an denen die

jungen gewerblichen Arbeiter teilnehmen, in Fortbildungskursen für
kaufmännischeAngestellte, in Haushalt-s und Kinderpflegekursen für
die jungen weiblichen Erwerbslosen wird eine Fülle von not-
wendigen Lebens- und Berufskenntnisserr vermittelt, die sich in einer

allgemeinen hochwertigeren Arbeitsleistung später sicher auswirken

werden. Bedeutsam bei diesen Kursen ist es,,daß sie für dieErs
werbslosen im Alter von 14—25 Iahren verpflichtend sind und

daß man am Schluß jedes. Kurses die Ablegung einer Prüfung ver-

langt, deren Richtbestehen zur erneuten Beteiligung an dem Lehr-
gang zwingt. «

-

Die Stadt Essen hatte in der Mitte des Sommers angesichts
ihrer Verantwortung für die Zahl von 5000 erwerbslosen Iugend-
lichen Zoo 000 M. zur Schaffung von Beschäftigungseinrichtungen
für diese Iugendlichen bereitgestellt. In Verbindung mit der in

Essen bestehenden Industrieschule werden in großen Werkstätten
täglich Hunderte von Iugendlichen bei fachgemäßemWerkstattunters
richt beschäftigt. Reben einer zentralen Werkstatt für Metall- und

Des Volkes Wille ist das
«
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Holzbearbeitung sind drei Werkstätten kleineren Umfangs für Holz-
bearbeitung, eine kleine Werkstatt für S.chlosserarbeiten.undeine

Werkstatt für Radiobastler da. Jn einer Schichtkonnen 250 Jugend-«

gcheunterrichtet und
beschäftigtwergkiych

in

åinbertWocgerundrieBe ä’nteilti nrai e« rei un regee »«schstrgu g fZeitHäuptzweck»der Einrichtung besteht
darin, daß die Jugendlichen von der Straße kommen, mit der Hand-
habung wichtiger Werkzeuge vertraut werden und formend und

.gestaltend Freude an der Arbeit bekommen. Jugendliche, die mehr
Interesse an der Gartenarbeit haben, finden in großen Schulgärten

«

in Altenessen und BorbecksFrintrop unter sachkundigertLeitungvein
«·

großes Betätigungsfeld. Täglich wurden in diesen beiden Garten
50 Jugendliche in der Garten- und Feldarbeit unterwiesem

Mit diesen Einrichtungen hat man in Essen in» den letzten
Monaten 3000 Jugendliche beschäftigt. Auchandere Stadte (Stettin-
Ethth Frankfurt a.- M. seien nur als Beispiel genannt) haben sich
UM die Beschäftigung der jugendlichen Erwerbslosen bemühn

Die Betreuung der arbeitslosen Jugendlichen hat man bisher
den Städten und den örtlichen Erwerbslosenfürsorgestellen über-
lassen. Artikel 8 der Ausführungsvorschriftenzur Verordnung über

Erwerbslosenfürsorge vom 2. Mai 1923 (Reichsgesetzbl.»IIIS. 63)
sa t den Gemeinden, die berufliche Fortbildungskurse sur Jugend-
li e einrichten, eine Erstattung der Unkosten aus Reichsmitteln bis

zu 50 v.H. zu. Immerhin mußten die Gemeinden die übrige Hälfte
der Kosten tragen. Der preußischeMinister für Volkswohlfahrt
hält in« seinem Schreiben vom· Zo. April 1926 (111B 1308X26 III C)
auch an diesem Prozentsatz fest.
sogenannte Fach- und Werkkurse, die dem augenblicklichen Bedürfnis
des Arbeitsmarktes Rechnung tragen, für die Fälle, in denen nach

Beteiligunglan dem KursUs eine baldige Vermittlung des Jugend-

auf. Aber auch hier muß die Gemeinde die· Einrichtung allein

treffen und einen erheblichen Teil der Kosten tragen.
,

«

Am
2g.

November 1926 hat der Reichsarbeitsminister ein neues

en an die obersten Landesbehörden für Erwerbslosen-
fürsorge und die preußischenMinister für Volkswohlfahrt, Handel

und Gewerbe, Wissenschaft, Kunst und Volksbildung und das

badische Finanzministerium herausgegeben, in dem auf die früheren
-. Erlasse über die Einrichtung von Fortbildungskursen für die Jugend-

lichen hingewiesen und eine stärkereBereitstellung von Reichsmitteln
zugesagt wird. Für Fach- und Werkkurse wird die Erstattungsgrenze
von 50 v. H. aufgehoben. Auch für solche Jugendlichen, die auf
Grund der Erwerbslosenfürsorgeverordnung nach § 5 nicht unter-

stützungsberechtigtsind, für die Jugendlichen zwischen 14 und
16 Jahren werden Mittel zugesagt. Der öffentlicheArbeitsnachweis
der Gemeinden soll nach dem Rundschreiben des Reichsarbeitss
ministers zur Einrichtun der Kurse einen Unterausschuß wählen)
der mit sachverständigen eratern, vor allem Vertretern des Jugend-
amtes, der Berufsschulverwaltung, der Organe der beruflichen Selbst-
verwaltung und der gemeinnützigenVerbände, besetzt wird.

zur Hilfe für die jugendlichen Erwerbslosen wird bisher etwas

getan an den Stellen, wo die Gemeinde die notwendige Einsicht hat
und in der Lage ist, Mittel zur Verfügung zu stellen.

Die Tatsache aber, daß voraussichtlich noch auf längere Zeit,
wChkstlieinlichbis sichbei den Zahlen der Schulentlassenen die Wir-
kungen des Geburtenrückgangeszeigen, Jugendliche in großer Zahl

Allerdings hebt dieser Erlaß für ,

rbeit vorauszusehen ist, die starre Grenze der Zuschüsse
’

nach Abgang aus der Schule nicht in Arbeit kommen, muß die Ver-
anlassung dafür sein, daß man sichmehr als es bisher escheheii mit

der Frage befaßt,was für diese Jungen Menschen Umfa sendes getan
werden soll. Hier stehen wir nicht nur vor einem wirtschaftlichen,
sondern vor einem volkserzieherischen, vor einem kulturellen Problem.

-

-- Es it der Gedanke ausgesprochen worden, man möge für. die

schulentlaisenenKinder, die nicht in Arbeit unterkommen, eine Ver-

längerung der Schulzeit durchführen: ein gar nicht von der Hand
zu weisender Gedanke, wenn er nur richtig ausgeführt wird. Bei
einer derartigen verlängerten Schulzeit mizß darauf Rücksicht ge-
nommen werden, daß die jungen Leute damit gerechnet haben, vom

Zeitpunkt ihrer Schulentlassung aus zur praktischen Betätigung zu
kommen. Dieses Schuljahr müßte alfo ein Arbeitsschuljahr im

weitesten Sinne des Wortes sein: praktische handwerkliche Betätigung
müßte mit den theoretischen Erörterungen abwechseln, den Mädchen .

könnten die dringend notwendigen Kenntnisse in Hauswirtschaft

Gexundheitss
und Kinderpflege vermittelt werden neben Vorkennt·

nis en zu einem später zu ergreifenden Beruf. -

Bei Aufstellung und Durchführung der Pläne müßten Wirt-

schaftler und Schulmänner, müßten Arbeitsminister und Jnnens
minister,· müßten Erwerbslosenfürsorgestellen und Schulbehörden

, zusammen wirken, damit das Richtige, den Verhältnissen Angepaßte
geschieht. Bedingung bei solchen Fortbildungsklassen müßte es aller-

dings sein, daßder Jugendliche ausscheidet, wenn sich für ihn eine
geeignete Arbeit findet.

Die bisher raufgenommenen Bemühungen um Unterbringung
junger Arbeitskräfte in die Landwirtschaft sollten durch 03die vor-

geschlagenen Einrichtun en nicht unterbrochen werden. Aber auch
diese Maßnahmen mü sen unter Berücksichtigungder erziehlichen .

Verantwortung durchgeführt werden« Es ist wichtig, wer die
jungen Leute in die ländlichen Arbeitsstellen vermittelt, es ist
wichtig,wie sie dort untergebracht werden und wer sie beaufsichtigt.
Die deutsche Landwirtschaft hat Verwendung für viele Tausende
deutscher Arbeitskräfte, jetzt ganz besonders, seitdem ihr das Reich
50 000 ausländische Wanderarbeiter"· weniger genehmigt hat als in
früheren Jahren. Man hofft auch, mit der Vermittlung der Jugend-
lichen aus den Städten dem Land eine Anzahl seßhaft werdender,
notwendiger Hilfskräfte zu vermitteln. Die Vermittlung muß aber

,

darauf bedacht sein, daß die Qualität der Arbeitskräfte durch ge-
eignete Unterbringung erhalten und erhöht wird. Es ist not-«
wendig,·daß die Landwirtschaftsich jetzt schon immer der volks-
erzieherischen Verantwortlichkeit bewußt ist, die sie übernimmt bei

Aufnahmevieler Tausender von jungen Menschen in ihre Betriebe.
Auch hier scheint es notwendig, daß »unter Führung des Reichs-
arbeitsministeriums großzügige Vorkehrungen getroffen werden, die
den notwendigen Schutz der Jugend gewährleisten. Dann aber kann
die ausgedehnte Vermittlung der Jugendlichen von den Städten auf
das Land zum Nutzen für sie·und zum Vorteil für die deutsche Land-
wirtschaft ausschlagen. ,

"

Die veränderten Wirtschaftsverhältnissemachen eine abgeänderte
Methode notwendig, die heranwachsenden Kräfte auf die Betätigung
in der

Wirtschajftvorzubereiten und sie in die Wirtschaft einzu-
spannen. Je be ser wir verstehen, das Steuer in der neuen Fahrt-
richtung umzuwerfen, um so besser werden wir als Volk über die
Schwierigkeiten, die jede Wirtschsaftsumstellung mit sich bringt,
hinwegkommen.

·

·———. Zur Zeitgeschichie -.

Amerika und die Abrliflungs
Mit seiner Anfang Februar dieses Jahres erfolgten Einladung

.qn die großen Marinemächteder Welt, Großbritannien, Japan,
ErankfeichUnd Jtalien, zu einer Einigung über maritime Rüstungs-

xsschmykungenZU kommen, knüpft präsident Coolidge an das
erk semef Vorgängers Harding an, in dessen Amtsperiode die

sbekanme- letzt schon historisch gewordene Seeabrüstungskonferenz
Von WCFHUFSWNfiel, die vom November 1921 bis zum Januar 1922
dauerte« DIE gedanklicheund- parlamentarische Initiative dazu war
Von PenEsekltrührigen und ideenreichen Senator Borah ausgegangen,
der slch In erster Linie von steuserpolitischenErwägungen leiten ließ
Und »Mitte- es sei ein Verbrechen an der Menschheit, daß die großen
im Kriege verbündeten Staaten ihre Völker bei dem Wettrüsten
ZU«fTode besteuerten. Das amerikanische ;Volk, im glücklichenGenuß
leknetnatürlichenGrenzen und seiner wirtschaftlichen Überlegenheit,
lett Gründungder Union ohne· nennenswert gefährliche Nachbarn,
MS. feiner puritanischen Gefühls- und- Vorstellungswelt heraus sich
instinktivals Träger einer gewissen idealen« Weltmission fühlend,
begrüßtediese Initiative seiner Staatsmänner und war der Jdeologie
des Abrüstungsgedankensund der daraus erhosften Weltbefriedung
ier ZUSäUSUch. Diese Stimmung gab den amerikanischen Ver-

anstaltern «und" Delegierten der Konferenz von Washington trotz der
vielen Wechselfälleund teilweisenMißerfolge ein starkes moralisches -

Rückgrat. Abgesehen von den andern weltpolitischen Programm-
punkten der Konferenz blieb schließlich als sichtbares Resultat das

auf zehn Jahre vorgesehene Fünf-Mächte-Abkommen über die Ein-
schränkung des Baues« von Großkampfschiffen (Verhältnis von

5 :5 :Z : 1,75 : 1,75 für die Vereinigten Staaten, England, Japan,
Frankreich und Jtalien). Frankreich, das die Behandlung der-

ursprünglich in Aussicht genommenen Frage der Landabrüstung auf
der Konserenz völlig ablehnte, und Jtalien verhinderten damals, daß
ein Beschluß über die Einschränkung im Bau von Kreuzern und

Unterseebooten zustande kam, so daß das Werk von Washington nur

ein Torso blieb. -

Jm Frühjahr 1924 nahm der Kongreß dann erneut einen

Beschluß zur Einberufung einer neuen Konserenz
für

allgemeine
Marineabrüstung an, um alle Fragen, die auf der er ten Konferenz
nicht gelöst werden konnten, zu erörtern. Damals hielt Coolidge,

"

der inzwischen Hardings Nachfolger geworden war, den günstigen
Zeitpunkt für noch nicht gekommen, weil er erst eine bessere Lösung
der Reparationsfrage, die er in engem Zusammenhange mit den

Rüstungsproblemen der europäischen Mächte sah, abwarten wollte.

Ende 1924 setzte dann auch jener fatale Zwiespalt in der Abrüsningss
frage zwischen Völkerbund «und der amerikanischen Regierung ein.
Die amerikanische Regierung gab unzweideutig zu verstehen, daß sie
durch den vom Völkerbunde angemeldetenAnspruch, die Abrüstungs-
frage als Monopol in die Hand zu nehmen, stark überraschtsei,
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undl zog sich für eine Weile schmollend zurück. Das Ziel einer neuen

Konferenz gegen das maritime Wettrüsten verlor sie dabei aber nicht
aus dem Auge. Im März 1925, nachdem Coolidge als neugewählter
präsident sein Amt eingetreten hatte, setzte wieder eine neue energische
Abrüstungswelle von Washington aus ein, auch diesmal wieder mit

steuerpolitischen Motiven verknüpft. Aber noch schien die Zeit nicht
reif zu sein. Vor allem wirkte die kühle Haltung Frankreichs-auch
diesmal wieder ernüchternd, und Coolidge wartete weiter ab.

Wenn er jetzt den Zeitpunkt für gekommen erachtet, die niemals

abgerissenen, nur zeitweise lose hängenden Fäden wieder auf-
zunehmen, so leitet ihn dabei ausgesprochenermaßen in erster Linie
die Enttäuschung über das Fiasko der Genfer Vorbereitungss
kommission, ein Fiasko, das es Coolidge ermöglicht, wieder die

zäh umstrittene Initiative an
« sich zu ziehen. Als praktischer

Politiker läßt er sich nicht von der ideellen Forderung »Alles oder

nichts« leiten, sondern will einen konkreten Anfang mit einem Teil

der Rüstungsmaschinerie, der Marine, machen und das in Washington
«

begonnene Werknach der Seite der Einschränkung des Baues von

Kreuzern, Zerstörern und UsBooten abrunden. Deutschland begrüßt
diese- Initiative aufs wärmste als einen hoffnungsvollen Schritt auf
dem Wege zu einer, wenn auch noch sog schwachen Annäherung an

die Weltabrüstung auf welche Deutschland als einziges voll ab-.

gerüstetes Land einen rechtlichen und moralischen Anspruch zu haben
glaubt. Selbst wenn, wie schon jetzt vorauszusehen ist, die Wider-

ständ bei den beiden Mittelmeermä ten beträchtlich sein werden und

vielle cht aus dem Fünf-Mächte- bkommen nur ein Abkommen

zwischen drei Mächtem England, den Vereinigten Staaten und Iapan,
werden mag, so kann sich Präsident Coolidge im Urteil aller auf den

Frieden der Welt bedachten wohlmeinenden Elemente, auch wenn

nicht alle Blütenträume reifen, mit der Genugtuung trösten:
in mag-ais voluisse seit est.

Das dentschssfranzöstscheHandelsprovisorinnn
Bekanntlich wird zwischen der französischenund der deutschen-

Regierung schon seit langer Zeit über den Abschluß eines Handels-
vertrages verhandelt. Nachdem Deutschland am lo. Januar 1925

nach Ablauf der fünfjährigen Frist, während der es sich auf Grund

des Versailler Vertrages zur Meistbegünstigung aller Unterzeichner
des Versailler Vertrages ohne Gegenseitigkeit verpflichten mußte,
seine handelspolitische Freiheit wiedergewonnen hatte, mußten
natürlich auch die deutsch-französischenHandelsbeziehungen eine

neue Grundlage erhalten. Nach langen Verhandlungen wurde vor

sechs
Monaten ein Handelsprovisoriuin abgeschlossen, das für eine

eschränkte Anzahl von Waren Kontingente mit Zollerleichteriuigen
festsetzte. Während der sechsmonatlichen Frist hoffte man zu einem

definitiven Handelsvertrage zu kommen. Das ist nicht gelungen, und

zwar deswegen, weil sich die Grundlagen dafür auf der. französischen-
Seite nicht schaffen ließen. Auf deutscher Seite-sind diese Grund-
lagen vorhanden. Sie heißen; sstabile Währung und Zolltarif; beides
fehlt in Frankreich. Wenn auch die französischeWährung seit einigen
Monaten stabil ist, so ist eine desinitive Stabilisierung noch nicht
erreicht. AndererIeits ist der neue französischeZolltarif, der schon
Anfang Oktober letzten Jahres der französischenKammer vorgelegt
werden sollte und auf Grund dessen sich dann die Handelsvertrags-
verhandlungen entwickeln sollten, noch immer nicht dem französischen
Parlament vorgelegt und deshalb auch noch nicht dem deutschen
Verhandlungspartner zugänglich. Wie man hört, soll das nun aber

in allernächsterZeit geschehen, so daß mit der Aufstellung der gegen-

seitigen Wunschlisten und der Verhandlungen der einzelnen Caris-
positionen—«.begonnenwerden könnte. —

s

Nun läuft aber am 21. Februar das provisorische Handels-
abkommen ab. Wenn man nicht zu einem vertragslofen Zustand, der

einem handelspolitischen Konflikt sehr ähnlichgewesen wäre, gelangen
wollte, blieb nichts anderes übrig als das

»
Handelsprovisorium zu.

«verlängern. Das ist denn auch noch rechtzeitig gelungen. Die Haupt-
schwierigkeit dabei war, daß die französischenWeinproduzenten sich
sehr regten und alles in Bewegung setzten, um den Wein in das ,

Handelsprovisorium, in dem er bisher keine Beachtung gefunden
hatte, irgendwie hineinzubringen. Die französischeForderung ist,
für französischeWeine die Meistbegünstigung, d. h. dieselben Zoll-
erleichterungen zu erhalten, die spanische und italienische Weine in

den Handelsverträgen, die Deutschland mit diesen Ländern ab-

geschlossenhat, erhalten haben. Selbstverständlich könnte ein der-

artiges für Frankreich außerordentlich wertvolles zollpolitisches
Zugeständnis,. wenn die Lage des deutschen Weinbaues es überhau t

ermöglichensollte, nur gegen entsprechende französischeZugeständniäe
erfolgen. Dieses Zugeständnis schon in das gegenwärtige Provi-
sorium aufzunehmen, hätte bedeutet, daß Deutschland sich für die

endgültigen Handelsvertragsverhandlungen eines der wichtigsten
Kompensationsobjekte entledigt hätte. Das hat man auffranzösischer
Seite schließlicheingesehen und hat in die Verlängerung des Provi-

·

soriums auch-ohne Eingliederung des Weines gewilligt.
Die Verlängerung des Handelsprovisoriums zeigt jedenfalls, daß

die beiderseitigen Bemühungen um eine handelspolitische Verständi-
gung zwischen beiden Ländern mit Eifer und Erfolg fortgesetzt werden.
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vbraucher unterschätzt und arg vernachlässigt wird.

Von der wirtschaftlichenBedeutung unserer
Fisches-is

Was die deutsche Fixchereiim Rahmen der gesamten Volkswirt-
schaft bedeutet, darüber esteht in weitesten Kreisen eine beklagens-
werte Unkenntnis. Beklagenswert vor allem deshalb, weil hier eine

wichtige Ernährungsquelle unseres Volkes durch den deutschen Ver-

»

Ein Vergleich
mit dem Fleisch konsum ist aufschlußreich:beträgt dieser pro Kopf
der Bevölkerung etwa 47 Kilogramm im Jahr, so beschränkt sich der

Verbrauch an S eefisch en in Deutschland auf nicht mehr als

hochstens 8 Kilogramm pro Kopf, ein Verbrauch, der von andern

Seefischerei treibenden Ländern weit-übertroffen wird. Es ist eine

unbezweifelbare Tatsache: die Kenntnis vom Wert der Fische als

Nahrungsmittel und von der Bedeutung der Fischerei im deutschen
«

Wirtschaftsleben hat sich bei Uns nochslange nicht in dem wünschens-

DeulsiiiekfisiisfangundHochverbrouch
"·

(·127Nill.R.
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werten und volkswirtschaftlich notwendigen Umfang durchgesetzt-
und oie Notlage unserer heimischen Fischerei, die wesentlich höhere
Erträge bei einer Behebung der Absatzschwierigkeiten zu liefern ims-

stande wäre, erklärt sich zum großen Teil aus dieser Tatsache.
WelchenAnteil daran auch die auf diesem wie auf anderm Gebiet
sich bekundende Vorliebe des

. deutschen Konsums für aus-

ländis che Erzeugnisse hat, das ist ein besonderes Kapitel, das

hier nur kurz- gestreift werden mag«
«

Der von dem Reichsministerium für Ernährung und Landwirt-

schaft herausgegebene umfassende Iahresbericht über die deutsche
Fischerei (für 1925) führt uns die allgemeine wirtschaftliche Lage
der· einzelnen Zweige unserer Fischerei, die sich in See- und

Bi«nnenfis cherei gliedert, klar vor Augen. Ihre Bedeutung
ergibt- sich aus der Aneinanderreihung einiger wesentlicher Zahlen.
Zunächst die S e e f i s ch e r e i. Dabei ist der gegenüber dem

Vorkriegsstand nicht unwesentlich gestiegene Fang hervorzuheben. Y

Im Jahre 1925 betrug der in Deutschland gelandete
Fang unserer Sees und Küstenfischer 215 Millionen

Kilogramm im Werte von 55 sMillionen Reichsmark .(wozu noch·
rund 52 Millionen Kilogramm Fische kommen, die von deutschen
Fischdampfern direkt ini Auslande gelandet wurden).
Fang war eine Flotte von 595 Dampfern, 160 Heringsloggern,

ZAZMIIIMJ
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129 Hochseekuttern und rund 12000 Küstenfahrzeugenbeteiligt.

Demgegenüberbetrug der deutsche Seefischfangim letzten zog-t-kriegsjahr (1913): rund 184 Millionen Kilogramm im e e

Den 45,8 Millionen Mark.
«

·

. Trotz dieser großen Fangmengen erreichteunsere Einfu hr ans
frischen und zubereiteten Seefischen

— in der Hauptsachevlon
Heringen — im Jahre 1925 die Höhe von etwa 348 Millionen Ki ok
gramm im Werte von 127 Millionen RM., gegenübereiner Aus-

sUhrvon annähernd 13 MilliYnIeanM.,so daß fder Einfahrübers
-chu na eu 115 Millionen R . etrug.

»
« » « ·

» ßRebknzderSeesischereiist die deutsche Binnen»fis cherei in

lkirer volkswirtschaftlichen Bedeutung nicht zu unterschatzen.DerFisch-
fang in den deutschen Binnengewässern.(Seen,«Teichen, fließenden
Gewässern)hat im Jahre 1925 einen —- allerdings nur schatzungss
Weise zu ermittelnden — Ertrag von 125 Millionen Kilogramm im
Werte von 150 Millionen RM. ergeben. nEs erhellt daraus, wie
falsch eine häufig anzutreffende Unterschatzungunserer Binnen-
fischerei ist, und wie wenig sie der tatsächlichenBedeutung dieses

Zweigs der deutschen Fischerei gerecht wird.
« « · .

-

- Sehr wesentlichfür die Zukunft der Binnenfischereiwird »vor
allem die Entwicklung der Abwäs s erklvarung sein«Hier liegt
ein Gefahrenpunkt von nicht zu unterschatzenderWichtigkeit Die
Verunreinigung unserer Binnengewasser hat im

·

Jahre 1925 einen derartigen Grad erreicht»daß bei einer Fortdauer
dieses Zustandes oder gar bei gesteigerter Verschmutzung der Wasser-
läufe die begründete Gefahr besteht, daß wir in 10——20 Jahrentin
Deutschland keine Binnenfischerei mehr haben werden, aus. dem ein-

fTchen Grunde, weil dann für Flußfische überhaupt keine Existenz-
bedingungen mehr vorhanden sein werden.

"

DeutscheEntwafsnung und allgemeine Entwafsnung
Der belgische Außenminister Vandervelde hat am lö. Febr. in

der belgischen Zweiten Kammer in Beantwortung einer Inter-
pellation über die Aufhebung der Militärkontrolle eine ausführliche
Rede gehalten, in der er seine Gedanken über Militärkontrolle,

Sicherheitsfrage, frühere Räumung des Rheinlandes und Ent-

wafsnung darlegte. Er vertrat dabei den völkerrechtlich einzig
korrekten Standpunkt, daß die Zurückziehung der Militärkontrolls

kommission,·nachdem Deutschland die im Versailler Vertrag vor-

gesehene Entwafsnung vollzogen habe, unvermeidlich gewesenund das

Gegenteil vertragswidrig« gewesen wäre. Hinsichtlich der früheren

Politische- Jahrbuch t926. Unter Mitwirkung zahlreicher Ab-

geordneter, herausgegeben von UniversitätsprofessorDr. Georg
S chreiber, M.d.R. VolksvereinssVerlag, M.-Gladb.ach,·1927.
632 S. Preis geb. 7,50 RM.

"

»

Der deutsche parlamentarismusbedarf noch sehr der literarischen
PWSUUM Parlamentswissenschaftliche Arbeiten ruhen hier und da
m den Händen einiger Staatswissenschaftler. Vor allem fehlt es an

größeren zusammenfassenden Arbeiten, die in periodischer Regel· "

mäßigkeitdie Gesamtarbeit des Parlaments darlegen." Solche lite-

ranschen Reckienschaftsberichtesollten aus dem. Parlamente selbst
. hervorgehen, denn für den« Nichtparlamentarier ist es schwer, das

parlamentarischeGesamtmilieu zu erfassen, intimere Züge im Stadium
eines Gesetzentwurfs oder in dem Verhandlungsknäuel einer

Kabinettskrise herauszuarbeiten.
«

Solche Arbeiten aus dem parlament werden stets mit besonde-
rem Interesse begrüßt werden. Jn dieser Hinsicht verdient das

deutschnationaleHandbuch ,,Politische Praxis« alle Beachtung. Hier
Ist lBeute auf das ,,Politische Jahrbuch 1926« hinzuweisen, das schon
deswegen besonderes Interesse beanspruchen dars, weil es bereits
den zweiten Rechenschaftsbericht einer größeren Parlamentsgruppe
qustellt Von dem 1.. Jahrgang unterscheidet es sich nicht bloß durch
seinen außerordentlich erweiterten Umfang und durch die größere
Zahl der Mitarbeiter, sondern auch dadurch, daß es mehr als ·im
VOXIahreden Tatsachen des politischen Geschehens grundsätzliche
Erörterungenan die Seite stellt.
Sämtliche Mitarbeiter (die Abgeordneten: Allekotte, Andre,

Blum, Brauns, Brüning, Dessauer, Ersing, Esser, Gerig, v. Guörard,
Groß, meusch, Joos, Kaas, Krone, Lammers, Schetter, Schulte-
HtegekvfaldTeusch, Tremmel, Ulitzka, Weber, Wegmann) stehen in
der politischen Werkstatt und haben den Vorteil einer geschlossenen
Weltanschauung.Was die Gliederung des Stoffes betrifft, behandelt
Kaas die Außenpolitik des Reiches, Schreiber die Jnnenpolitik,
v. Guerard das besetzte Gebiet und Ulitzka die Ostfragen. Finanz-
lknd Wirtschaftspolitik erörtern: Ersing (Reichsetat und Reichs-
fMCUzeN)-· ·Schetter (Abschluß der Aufwertungsgesetzgebung?),
Vessauer (Die winschaftspbiitir), rammers Deutsche wirtschafts-

Buches bietet Schreiber
. Bayerischen Volkspartei« und der Deutschen Demokratischen Partei.

Räumung des Rheinlandes erkannte Vandervelde an, daß bei einer

großzügigen Interpretation des Art.451 des Versailler Vertrages
die .srühere Räumung des Rheinlandes erwogen werden könne,

knüpfte daran allerdings Bedingungen, wie die der Einrichtung einer

dauernden Kontrolle der entinilitarisierten Zone, auf die Deutschland
nicht eingehen kann, da sie eine im Versailler Vertrag nicht gerecht-
fertigte Beschränkung der deutschen Souveränität bedeuten würde.

Der wichtigste Punkt der Erklärungen Vanderveldes bezieht sich
jedoch ·an die Entwafsnungsfrage. Er· erklärte dazu folgendes: -

,,De·utschlandrechnet nach seinem Eintritt in den Völkerbund darauf,.
—

anläßlich des Zusammentritts der Entwafsnungskonferenz die Be-

stimmungen des Versailler Vertrages für sich in Anspruch zu nehmen,
die für es günstig sind. Wir stehen künftig vor folaendem Dilemma:
Entweder die anderen Mächte müssen ihre militärischen Kräfte im

Verhältnis zum Umfang der Reichswehr vermindern oder der
«

Friedensvertrag wird hinfällig und Deutschland fordert für sich das

Recht, Streitkräfte zu besitzen, mit denen es sein Gebiet verteidigen
kann. Gegenüber solchen Tatsachen drängen sich zwei Schlußfolge-
rungen auf; die« eine bedeutet, daß Kontrollmaßnahmen sehr wenig
wirksam sind, die zweite geht dahin, daß die Entwafsnung entweder

allgemein oder gar nicht sein muß.«
—

Die Bedeutung dieser Erklärung Vanderveldes springt in die

Augen. Zum erstenmal hat ein verantwortlicher Staatsmann der
Entente mit aller Klarheit und Offenheit sichauf den Boden des

Versailler Vertrages gestellt, wie er in der Einleitung zu Abschnitt 5

des Vertrages präzisiert ist. Dort wird nämlich die deutsche Ent-

wafsnung ausdrücklich als Beginn und Vorbedingung der allgemeinen
Entwafsnung präzisiert. Vandervelde hat als erster Staatsmann der
Entente anerkannt, daß die Vollendung der deutschen Entwafsnung
die Forderung auf die Entwafsnung der anderen als einen klaren

Rechtstitelnach sich zieht, bzw. daß die deutsche Entwafsnung ihre
moralische und rechtlicheGrundlage verliert, wenn ihr die allgemeine
Entwafsnung nicht«sehr bald folgt. Für die zukünftigeEntwafsnungs-

- konferenz ist dieses Bekenntnis Vanderveldes von außerordentlicher
Wichtigkeit. Es ist eine Bestätigung des ja einwandfrei aus dem

. Versailler Vertrag sich ergebenden deutschen Standpunktes, daß die
deutsche Entwafsnung nur eine Vorleistung Deutschlands ist. die die
Entwafsnung der anderen in gleichem Maßstabe nach sich ziehen-

: muß. Sie ist eine Anerkennung des Prinzipes der Gegenseitigkeit
und der Gleichberechtigung Deutschlands auf dem Gebiete der
militärischen Rüstungen. -

-

Blick in die Bücher
politik und Weltwirtschaft). Die Tandwirtschaftsfrage erörtert Blum,
die "Mittelstandsfrage Esset, Grundsätzliches über den deutschen
Arbeiterund den deutschen Staat Stegerwald. Die Sozialfragen
behandeln: Andre (Arbeitslosigkeit und Erwerbslosenfürsorge)und
Frau Teusch (Soziale» Fürsorge). . Gerig unter ucht Kriegs-
beschädigteniund Angestelltenfragem Einen großen berblick bringt
Reichsminister Brauns über die Sozialpolitik vor und nach dem

Kriege. meusch widmet sich dem Reichsknappschaftsgesetz vom .

1. Juli 1926. Treminel untersucht die Wohnungsfrage, Allekotte
Beamtenfragen und Schreiber Beamtenbildungsbestrebungen.Einen
großen Abschnitt umfaßt die von Schreiber erörterte .Kulturpolitik,
die im besonderen auch die großenwissenschaftlichen Institute des
Reiches berücksichtigt Von dem gleichen Verfasser stammen auch die
Grundfragen der Auslandskulturpolitik. Stark in den Vordergrund
des politischen Sehens ist die Jugend gerücktdurch die Abhandlungen
von Frau Weber (Der gesetzlicheKampf zur Bewahrung der Jugend
vor Schunds und Schnwtzliteratur), Joos (Vo-n der Sinnesart unserer .

heutigen Jugend;
und Krone (Das politische Bild der deutschen

Jugendbewegung . Auch das politische Bildungswesen erhält einen

starken Akzent durch Schreiber (Das Bildungswesen der politischen
parteien) und Stegerwald (Die

’

politische Bildungstätigkeit der

Gewerkschaften). Der Medizinalpolitik dienen die Aufsätze von

Schreiber über Gesundheitspolitik und von Frau Weber über den

gesetzlichen Kampf gegen Alkoholmißbrauch. Die Rechtsfrage behan-
delt Wegmann, die Auseinandersetzung mit den ehemals regierenden
Fürsten Schulte. Die Verkehrspolitik erörtert Groß, die Finanz- und

Steuerpolitik in umfassendem Maße Brüning. Am Schluß des .

eine ausgezeichnete Bücherkunde der

Hervorzuheben ist auch das so Spalten umfassende Sachregister.
Auch der politisch Andersdenkende wird diesem Buche die ernst-

hafteste Aufmerksamkeit entgågenbringem
Es verdient in. der Tat.

die stärksteBeachtung mit R ficht auf, das gewaltige Material, das
im allgemeinen in einer ausgezeichneten, sich weit über den Stoff
erhebenden Darstellung geformt ist. Alles in allem stellt diese Jahres-
schau eines der bedeutendsten Bücher der politischen Literatur der

letzten Jahre dar. Rol.
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Friedrich Ebert, Schriften, Aufzeichnungen, Reden. 2 Bde. Verlag
Carl Reißney Dresden. 384 S. und 557 S. Geb. 15 M.

Es- ist dies das erste größere literarische Denkmal, das dem ersten
deutschen Reichspräsidenten Friedrich Ebert gesetzt wird, aus seinen
eigenen Werken. Wir verfolgen sein Leben an Hand seiner eigenen
Veröffentlichungen von dem Beginn seiner politischen Laufbahn bis

g ihrem tragischen Ende: von seinen ersten politischen Schritten in
remen als Parteivorsitzender und Arbeitersekretär an über seine
Vorstandstätigkeit im sozialdemokratischen Parteivorstand und als

Reichstagsabgeordneter bis zum Amt- des Volksbeauftragten und

schließlich des Reichspräsidenten hin.- Rein historisch entsteht so
eine Reden- und Schriftensammlung, die neben Stresemanns hier
schon besprochener analogischer Sammlung als zweites wichtigstes
Ouellenwerk der jüngsten Geschichte hintritt.
Außerordentlichs interessant sind«in diesem Zusammenhang die

bisher kaum gekannten, hier zusammengetragenen sozialpolitischen
Studien und Erhebungen des damaligen Arbeitersekretärs Friedrich
Ebert in Bremen, die bereits eine starke wissenschaftliche Neigung
und Befähigung verraten, — wenn man bedenkt, daß er reiner Auto-
didakt war. Auch hier verrät sich schon der objektiv prüfende Zug
in seiner Art, der sein gesamtes Wesen und Wirken so charakteristisch
ausgezeichnet hat. Vor allem aber spürt man immer wieder neben

. diesem Grundzug zu gerechter Objektivität einen echten und warmen

Herzenston aus all seinen Worten und Werken heraus. So formt
sich sein Bild zu einem starkenl und lauteren Charakter. Man freut
sich bei dem rückblickenden Studium dieser beiden Bände der Tatsache,
daß das neue Deutschland auch solchen Talenten aus dem Volk den

Aufstieg nach oben frei gemacht hat, und wird in diesem Gefühl nur

durch die bittere Empfindung getrübt, daß ein tragisches ,Geschick
diesen in seinem Wesen durchaus deutschen, um Staat und Volk

hochverdienten Mann so früh aus seinem Wirken herausgerifsen hat.

»Der ostdeutsche Volksboden«, Aufsätze zu den Fragen des Ostens,
herausgegb. v. Prof. Dr. V o l z, Leipzig. Verlag Ferdinand Hirt,
Breslau, 1926,- 588 S., 9 M.

·

.

Einundzwanzig deutsche Gelehrte behandeln in diesem Buche in

ebenso vielen Aussätzen die wichtigsten Probleme des·Ostens; sie be-

weisen, daß auch der gemischtsprachige Osten deutscher Volksboden
und auch die Mischvölker deutsche Kultur und deutsches Volk sind.

Man muß den Verfassern Dank und Anerkennung für solche Arbeit

zollen, wenngleich man ein gewisses Bedauern darüber nicht ganz
unterdrücken kann, daß das deutsche Volk nicht schon vor dem Kriege
dieses unanfechtbare Material besaß. Manches wäre vielleicht anders

gekommen. Auch der rücksichtslosesteMachtwille hätte am Ende vor

Entschlüssen zurückgeschreckt,für die« es nur auf der Seite unserer
Gegner sogenannte »Tatsachengrundlagen« gab, Grundlagen, die

heute nicht nur von uns Deutschen, sondern in der ganzen Welt in
-

immer steigendem Maße für falsch befunden werden.
.

Um die große Bedeutung der Arbeit zu erkennen, die mit

diesem Buche geleistet worden ist, genügt ein Blick in das

Inhaltsverzeichnis des Werkes. Es handelt von dem Ursprung
·

und der geschichtlichen Bedeutung der ostdeutschen Siedlung
von der historischen Stellung der Deutschen in Böhmen und

Mähren, von der Herkunft der Deutschen in Böhmen und Mähren,
den Völkerwanderungen im vorgeschichtlichen Ostdeutschland, von

den germanischen Stämmen in Ostdeutschland im klassischen Alter-

tum, von der Urheimat der Slawen, von der deutschen Wieder-

besiedlung der ostdeutschen Lande, von der deutschen Bevölkerung des

werden«

Ordenslandes Preußen, von den Kaschubem den Masuren, den Alt-
preußen usw-. usw. Es ist nicht zuviel gesagt, wenn man das
Werk als ein Standardwerk über die Entwicklungsgeschichte des

deutschen Ostens bezeichnet. Hoffmann.

Große Politik. Von F e r d i n a n d L i o n. Deutsche Verlagsanstalt
Stuttgart, Berlin und Leipzig. 221 S. Preis 8 M.

Das Buch behandelt die theoretischen Grundlagen derinters

nationalen Beziehungen zwischen den Staaten und sucht allgemein-
gültige, gesetzmäßige Prinzipien für den Ablauf des zwischen-
staatlichen Lebens in der Weltpolitik zu ermitteln. Die Darstellung
beginnt mit einer außerordentlich interessanten Untersuchung einer-

seits über die ethischen Werte, die den politischen Zielsetzungen der
Staaten innewohnen, und andererseits über die politische Macht als
solche sowie das innere Verhältnis zwischen diesen beiden Faktoren.
Dann wird das Wesen der zwischenstaatlichen Verträge unter den

verschiedensten Gesichtspunkten beleuchtet. Es- folgt eine Betrach-
tung der politischen Systeme: des Imperiums, der Hegemonie, des

Gleichgewichtssystems und des Staatenbundes. Den Schluß bilden

Ausführungen über die Grundgesetze der Weltpolitik.
Die Arbeit ist als ein wertvoller Versuch zu· betrachten, eine

Theorie der großen Politik zu schaffen. Eindrucksvolle Vergleiche
und oft glänzende Einzelbemerkungen beleben die ihrer Natur-nach
stark abstrakten Darlegungen.

·

Besonders bedeutungsvoll ist an der

Schrift für den deutschen Politiker, der vielfach geneigt ist, das

politische Geschehen und die politischen Möglichkeiten in der Welt-

politik zu sehr vom engeren heimischen Standpunkt aus zu beurteilen,
daß gerade durch die Untersuchung der theoretischen Gesetze der

Außenpolitik das zwischenstaatliche Leben in ein Licht gerücktwird,
das die eigengesetzlichen Interessen und Triebkräfte der anderen

Staaten klar hervortreten läßt. Mit schonungsloser Eindringlichkeit
wird dem Leser die Erkenntnis vor Augen geführt, daß die Zukunft
nur dem Staat gehört, »der durch das sichtbare, alles in Atem
haltende Werk —- eine fortwährend sich erneuernde Leistung — seinen
Ausweis als ein Werdendes erbringen kann«.

’

Der Völkerbund, Verfassung und Funktion. Von The o d o r Nie -

me y er, C. Rühland, I. Spiropoulos. Verlag des Instituts für
internationales Recht an der Universität KieL 196 S. Preis:
kart. 7,50 M.

-

»Wir haben es hier mit einem ,,Breviarium des Völkerbunds-

rechts«. zu tun. Die Verfasser bestimmen den Zweck ihrer Arbeit

selbst dahin: »Die Arbeit war auf die Herausstellung des Wesent-
lichen gerichtet. Im doppeltenSinne des Wortes. Es sollte das

Wesen des Völkerbundes, d.h. feine Verfassung und seine Funktionen,
prägnant dargestellt werden. Es sollte andererseits aus der Überfülle
von Literatur, Tatsachenmaterial, politischen und rechtlichen Pro-
blemen eine übersichtliche Auswahl- des Wesentlichen- dargeboten

So ist das Werk ein faßlicher und handlicher Leitfaden
durch die gesamte Geschichte, Verfassung und Arbeit des Völker-

bundes geworden und ebenso ein Quellenwerk, denn es enthält im

zweiten Teil in geschickter Auswahl sämtliche entscheidenden Do-
kumente zur bisherigen Geschichte des Völkerbundes. Wer irgendwie
sich mit den Völkerbundsfragen beschäftigt oder politisch mit ihnen
zu tun hat, der findet in diesem Buch wohl die beste knappe Zu-
sammenfassung der entscheidenden sachlichen Gesichtspunkte und

Dokumente. Das Buch selbst ist rein sachlich ohne politische Ten-

denz geschrieben, was seinen praktischen Gebrauchs doppelt fördert.

——.-———————Neue Schriften
a) Geschichte, Politik und Bürgerkunde. K o rn, Karl: Die Weltanschauung des ·

Tetzner, Lis a: Im blauen Wagen
wagn e k , U d e I f. Staatzbükgekljche Sozialismus. 1.—Z. Tausend. Berlin 1927. durch

» Deutschland. Gedanken und
"

Bildung ein Vekmächknjz· Herausgegeben »
ArbeiterjugendsVerlag 39 S. 0,90 M. Plaudereien über Landschaftund Volk.
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«

Berlin 1927. Carl Heymanm 75 S. hinterbliebener E. V. Hrsg v. Max Iosef

MegrsBnucchdruckereiAbteilung Verlag. sZ M.
, OWUttke.195 S.
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. win , Karl: Ge ichte der deutchen stdeUtfchek eimat a endet

Held- Joseft Ver Reichstat- seine Ge- ZfreiengGewerkschaftesncPEin kurzer Abrisn 1927— S· Jahrg— HVSO Vom Deutschen
schichte, seine Rechte und seine Stellung
nach der Reichsverfassg vom Il. August
1919. Dargest. unter Berücks. d. Reform-
vorschläge d. Denkschrift d. das-er. Staats-

2.. Aufl.

le. 5,4o M.

Gew. Archiv - Bücherei.
Iena 1926. "K. Zwing. 223 S.. 4,50 M.,

Ostbund und von den Vereinigten Ver-

bänden heimattreuer Oberschlesier. Berlin

1927. Verlag Deutscher Ostbund, Pots-
damer Str. 14. 160 S. mit künstl. Schmuck

Bd. 5.

regierung. Abgeschlossen nach dem Stande b) Allgemeinewer-« 1-50—M·
·

derGesetzgeb. vom 1.Iuli 1925. Regens- Zimmermann, Hilde. Haus und Sprengel, Johann Georg: Die
VUVS1926— Gebt— Habbels 88 S. Hausrat. Ein Leitfaden für hauswirtschaft- deutsche Kultureinheit im Unterricht.
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DAS PROGRAMM

Europa bedeutet nicht eine Abgrenzung unseres Gesichtskreises, sondern den mütterlichen Boden, dem unsere

Gedanken entsteigen. Deutschland zumal ist europäisch bedingt und kann Politik nur aus dem Herzen Europas
heraus machen· ln dem Wort »europäisch« im Titel der Zeitschrift liegt nur die eine Begrenzung. daB sie sich
nicht mit innerer Politik beschäftigt,»sondern nach aulzen gerichtet ist, und mit dem Wort ,,Gespräche«wollen
wir andeuten, daB wir wohl eine sehr bestimmte eigene Meinung haben, aber uns mit jedermann achtungs-
voll und aufmerksam unterhalten können; das bezeugen die stimmen aus allen Lagern und Ländern, die schon

in den bisherigen Jahrgängen der Zeitschrift sich vernehmen lieBen.

Die ,.Europäischen Gespräche« wollen nicht unmittelbar Politik treiben, sie erheben auch nicht den Anspruch,
Politik zu lehren, aber sie- sind gegründet auf den Glauben« daB die politischen Dinge wissenschaftlich erfath
und erforscht werden können und daB aus diesem sachlichen Studium praktische Lehren zu ziehen sind. Im
Dienste ernsthafter Urteilsbildung sammelt die Zeitschrift die wichtigsten Urkunden aus diplomatischen Ver-
handlungen und Korrespondenzen und macht sie in sorgfältiger Ubersetzung allgemein zugänglich; in den
»Bekenntnissen und Begebenheiten« geht sie noch einen Schritt weiter, indem sie Dokumente und Vorgänge
hier lebhaft glossiert.« Kritische Besprechungen, eine Bibliographie zur auswärtigen Politik und Zeittafeln

vervollständigen das wissenschaftliche Rüstzeug. .
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beständiger Sorge.

Das Enamen
ist vielen Schülern und auch den Eltern eine Quelle

Der Schüler ist höufigdin einigen
Fächern zurückgeblieben und schwebt deshalb in der Gefahr,

Hier bieten sich nun in dennicht versetzt zu werden.

MentoksRepetitokien
wohlfeile Hilfsbücher, die eigene für den Zweck geschaffen
sind, schwächereSchüler in ihrem Studium zu unterstützen
unb ihnen zum Bestehen des Examens zu verhelfen
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7. 7a. Planirnetrie IXII
8. 9.42. Planimetrlsche Konstruk-

tionoaufgaben IXIIl
Z?. Planlmetrische Verwandlungs-

aufgaben
38. Planimetrische Teilungsausgaben
48. 49. Analytische Geometrie I,«Il
lö. 17.47.Trigonometrie IJIII
18. 19. Stereometrie Ile
50. Fl. 52.Geometrische Ornamente

Deutsch
20. 20 a. Literaturgeschichte
26. 27. Deutscher Aufsatz IXIl
Z4. Deutsche Rechtschreibung
35. Deutsche Grammatik
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Religion .

4Z. Religion l: Evangelisch
44. Religion 11: Katholisch

Fremde Sprachen
2. Le. Z. Französisch IflI

45. Französisch III: Examinatorium
in Frage und Antwort

5. 6.Englisch lxll
46. Englisch III: Exarninatotlum

in Fra e und Antwort —

li. 12. La einlsch 1J11
13. 14. Griechisch lel

Geschichte
15. Geschichtsdaten .

40. Alte orientalische Geschichte
21. Griech. und röm. Geschichte
22. Geschichte des Mittelalters
23. Geschichte der Neuzeit I

Löst. Geschichte der Aeuzeit 11

Ueturtunde
· ZZ. 53. 54. Physik IXIII

28. Organische Chemie
29. Anorganische Chemie
Zi. Mineralogle
Zo. Botanit

,

32. 32a. Zoologie IXIl
Stenographie
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mit Schlüssel l,50
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sponisch Wie eilt Spsvieb Kassisch wie ein Rasse usw. müssen sie
sprechen, schreiben n- lesen können, wenn sie aus sprechhenntnissen itn
Geschäft, auf Reisen usw. Nutzen ziehen wollen. —- Dieses Ziel erreichen
sie unbedingt wenn sie auf Grund der weltberühmten Unterrichts-
hkiere use-h der Methode Tonssaintshnn nasche-litt H-
ier-nein Der Unterricht nach dieser Methode setzt we er Vorkennts Nil-Glis
uissez höhere schnlhildnng oder besondere Begabung voran-. um

Jeder kann danach lernen. Auch zur Anffkischnng vorhandene-s Zwmjus
spknohkenntnisse ist die Methode TonsenintsLnngenseheidt a h
der geeignetste Weg. —- sehreihen sie uns, für welche . ei «

spnche sie Interesse haben. Wit- hnhen uns erneut IIalmIauIaaIa
entschlossen. jede-n P « des I- - I- -I Inseln-teuer-v
Ahsohnittes (nls Dmcksnche Init s Pf. frankicry Ptohclshtion der
eine Pkchelelctlon poktokkehlcostensi
Iqs nnd ohne irgendwelche Verbindlichkeit
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Inzueendern — Zögern sie daher nicht lange, HPIIJIOOkCUCIIOIIPLUIsondern schreiben sie unbedingt noch heute. EIN Ema III 7 C kb I U dl I c ·
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·- von Ist-. Wilhelm zielek

Dieses Buch ist keineswegs eine nüchterne begriff-
liche Abhandlung, sondern eine lebendige und

anschauliche Einführung in das-tatsächliche prak-
tische Leben und Weben der Politik und Gegen-
wart. Wie in seiner weitverbreiteten ,,Einführung

.

in die Volkswirtschaft« versteht es der Verfasser

i -

« «

- auch hier, die wissenschaftliche Klarheit und syste-
matik mit praktischerAnschaulichkeit und peckender
Darstellungsweise zu verbinden. Die zahlreichen

s vausgezeichneten Kartenskizzen und graphischen
Darstellungen unterstützen und ergänzen den Text

aufs -glücklichste.

. Das Bannsei-eint illk jenen politisch lntekessiekten

unti im öffentlichenLeben-stehenden insbesondere
i

eher euch iiik Pänagogen uncl Volkes-ziehen Partei-

unii organisationsleiiek schlecht-hin unentbeiskiiels
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